Wierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Ports 2 Thlr. 15 Sgr. — Inſertionsgebühr für den Raum einer 
ſechstheiligen Zeile in Petitſchrift 2 Sgr. 


Deutſchlan d. 
0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 
13. Sitzung des Herrenhauſes (vom. 19. Februar). 
| 11, Uhr. Am Miniſtertiſch: Falk, Leonhardt nebſt Commiſſarien. 

I Die Vereidigung des neu eingetretenen Mitgliedes Freiherrn von 

Mirbach findet in der üblichen Weiſe ſtatt. 5 
Fortſetzung der Specialdiseuſſion des Geſetzes, betr. die Beurkun⸗ 
dung des Perſonenſtandes und die Form der Eheſchließung. 
$ 6 lautet nach dem Vorſchlag der Commiſſion: ee 
Die Aufſicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird in den 
Landgemeinden des Geltungsbereichs der Kreisordnung vom 13. December 
is 1195 En Kreisausſchuß und in höherer Inſtanz bon dem Verwaltungs⸗ 

gericht geübt. f g a 

Außerhalb des Geltungsbereichs der Kreisordnung, ſowie in den Stadt⸗ 
gemeinden treten an die Stelle des Kreisausſchuſſes und aden e 
u die für die Auſſicht in Gemeindeangelegenheiten zuſtändigen Be⸗ 

örden. ’ 

Lehnt der Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ab, ſo 
kann er dazu auf Antrag der Betheiligten durch das Gericht angewieſen 
werden. Zuſtändig iſt das Collegialgericht erſter Inſtanz, in der Provinz 
Hannover der kleine Senat des Obergerichts, in deſſen Bezirk der Standes⸗ 
beamte ſeinen Amtsſitz hat. 

Das Verfahren und die Beſchwerdeführung gegen die Verfügung des 
Gerichts regelt ſich nach den Vorſchriften, welche in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit gelten. . 

Nach wenigen einleitenden Worten des Referenten Wever erläutert Dr. 
Tellkampf die Beſchlüſſe der Commiſſion dahin, daß die Aufſicht über die 
Amtsführung der Standesbeamten, wenn ſie durch Einzelrichter ausgeübt 
werden ſollte, wie vom Abgeordnetenhauſe beſchloſſen war, dem Princip der 
Selbſtverwaltung widerſprechen würde. Damit die Selbſtverwaltung nach 
den Geſetzen ausgeübt werde, gelte der Grundsatz, daß alle Beamte, welche 
die Geſetze nicht anwendeten oder verletzten, vor den Gerichten angeklagt und 
von dieſen zur Verantwortung gezogen und mit Strafen — meiſtentheils 
Geldſtrafen * belegt werden könnten. 

v. Voß wünſcht zur Aufſicht über die Geſchäftsführung aller mit dem 
Amte eines Standesbeamten betrauten Behörden und Perſonen an Stelle 
der Kreisausſchüſſe die Regierungen zu ſetzen, hauptſächlich damit der 
Unterſchied zwiſchen Stadt⸗ und Landgemeinden in dieſer Beziehung wegfalle. 

Auf Vorſchlag des Juſt iz miniſters, der ſich im Ganzen mit der 

gellung der Commiſſion einverſtanden erklärt, wird unter Zuſtimmung des 

| rafen zur Lippe, Schulenburg (Beetzendorf) und des Referenten 

| die Debatte über § 24 vorweggenommen, weil die Annahme oder Ablehnung 
eines zu dieſem Paragraphen dom Fürſten v. Pleß geſtellten Amendements, 
welchem gemäß ſtatt des Standesbeamten der Einzelrichter des Wohnortes 
der Verlobten für den Abſchluß der Ehe zuſtändig ſein ſoll, auf die Beſtim⸗ 
mungen des § 6 rückwirken müßte. 0 

Der Juſtizminiſter: Nach dem Amendement des Fürſten v. Pleß fol 
die Thätigkeit des Standesbeamten beſchränkt werden auf die Regiſterführung. 
Dies würde aber dem bereits acceptirten $ 1 widerſprechen, welcher beſtimmt 
daß die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle durch 
den Standesbeamten erfolgen ſoll. Ich bitte den Antragſteller, fein Amen⸗ 
dement zurückzuziehen. x \ 

Fürſt von Pleß vertheidigt fein Amendement damit, daß er zur Voll: 
ziehung eines jo wichtigen Aktes den Richter für die allein zuſtändige Perſon 
ſchon deßhalb erklärt, weil derſelbe allein dem wichtigen Acte das nöthig e 
Anſehen geben könne. Ä i N } . 

Der Juſtizminiſter will auf weitere ſachliche Widerlegungen nicht ein⸗ 
gehen, weil der Widerſpruch des Amendements des Fürſten v. Pleß mit den 
Beſtimmungen des $ 1 daſſelbe von ſelbſt unzuläſſig macht. Ein gleiches 
Bedenken liege betreffs des § 6 vor, inſofern dieſer Beſtimmungen enthält, 
die ſich auf etwaige Weigerungen des „Standesbeamten“, Amtshandlungen 
zu vollziehen, beziehen. ; . i . 

Graf zur Lippe beitreitet die Vorausſetzung des Fürſten von Pleß, 
daß das Geſetz mehr Anklang finden würde, wenn zur Vollziehung eines jo 
wichtigen Actes, wie der Cheſchließung, der Richter beſtimmt würde. 

Graf Schulenburg erkennt in den ausgeſprochenen Bedenken nur das 
allgemeine Bewußtſein, daß man überhaupt keine geeigneten Perſonen zu 
Standesbeamten finden werde. Habe das Haus dieſes Gefühl, ſo bleibe 
nichts übrig, als das Geſetz in die Commiſſion zurückzuweiſen. Das könne 
das Haus thun, ohne ſich über die Verzögerung Vorwürfe zu machen, weil 
es ſich um ein Geſetz von außerordentlicher Wichtigkeit handle, das einheit⸗ 
a Anſprüchen entſprechend zu machen Pflicht des Hauſes ſei. 

raf Brühl ſtimmt dem Vorſchlage des Vorredners völlig bei. Der 

Antrag des Fürſten v. Pleß würde viel mehr Sicherheit betreffs der Beur⸗ 
kundung von Ehen geben und den leichtfertigen Abſchluß von ſolchen ver⸗ 
hindern. Confuſſion oder Nachläſſigkeit in der Beurkundung von Che: 
ſchließungen könnte für Kinder und Kindeskinder die verhängnißvollſten 
Folgen haben. Der Richterſtand ſei deshalb allein zur gründlichen Voll⸗ 
ziehung dieſes Geſchäftes geeignet. Auch würde die Bevölkerung in höherem 
Grade das Bedurfniß nach kirchlicher Trauung empfinden, wenn die Beur⸗ 
kundung durch den Richter geſchähe und ſich klar als ein blos richterlicher 
Act, als ein Geſchäft manifeſtirte. N : 

Dr. v. Goßler bezweifelt, daß bei dem gegenwärtigen Mangel an 
Nichtern dieſelben überall im Stande fein würden, ſich dem Geſchäſte der 
Beurkundung von Eheſchließungen zu unterziehen. Bei dieſem Mangel 
würde auch dem Volle eine große Laſt aufgelegt werden, da Verlobte den 
Richter oft in weiter Ferne aufſuchen müßten. n 

Senfft v. Pilſach ſpricht bezüglich der Bedenken des Juſtizminiſters 
gegen den Antrag des Fürſten von Steh die Ueberzeugung aus, daß eine 
Abſtimmung über das ganze Geſetz wegen der vielen vorhandenen Wider⸗ 
ſprüche ſich überhaupt als unmöglich herausſtellen werde. Es ſei bei dieſem 
Geſetze auch gar nicht einmal die Bedürfnißfrage in Betracht gezogen und 
damit eine alte preußiſche Tradition verletzt worden. 

Der Juſtizminiſter bleibt bei feiner ſchon ausgesprochenen Ueberzeu⸗ 
Ane daß, ganz abgeſehen von dem fachlichen Werth oder Unwerth des 

Umendements Fürſt Pleß, die formalen Bedenklichkeiten groß genug ſeien, 
die Ablehnung deſſelben ohne Weiteres zu motiviren. 

Prof. Dernburg macht als beſonders entſcheidenden Grund gegen 
das Amendement des Fürſten von Pleß geltend, daß eine Theilung des Ge⸗ 
ſchäftes der Beurkundungen unter Standesbeamte und Richter die Gründ⸗ 
lichkeit und Zuverläſſigkeit derſelben unmöglich machen würde 

Nach Ablehnung des Amendements des Fürſten von Pleß wird die Dis⸗ 
cuſſion über den J 6 fortgeſetzt. Ein Amendement v. Kraſſow, dahin 
gehend, die Aufficht über die Amtsführung der Standesbeamten dem Kreis⸗ 
ausſchuß, reſp. den für die Aufſicht in Gemeinde⸗Angelegen⸗ 

eiten zuſtändigen Behörden zu übergeben, wird von Prof. Schulze 

ekämpft, welcher gerade in den ee die der § 6 durch die Com⸗ 
miſſion erfahren habe, die weſentlichſten Verbeſſerungen des Gejebes ſieht; 
es ſei der Stgat, nicht die Gemeinde, welche an der Führung der Civilſtands⸗ 
regiſter in erſter Linie Intereſſe habe. Auf den Civilſtandsregiſtern beruhen 
unter Anderem die Stammrollen der Armee. E 

Nach Ablehnung aller Amendements wird hierauf der 86 in der Faſſung 
der Commiſſion angenommen. 

Die 88 7—10 werden unverändert angenommen. f x 

Zu $ 11 (Zahlung der Gebühren für Vorlegung der Standesregiſter) 
wird ein Amendement von Voß, dahin gehend, daß die Gebühren nicht, wie 
die Vorlage beftimmt, von den Standesbeamten bezogen werden, ſondern 
der Caſſe der betreffenden Gemeinden zufließen ſollen, nach kurzer 
Debatte angenommen. 4 Ab 

Die §§ 12—40 werden unverändert angenommen, ebenſo $ 41 nach Ab⸗ 
lehnung eines Amendement von Baumſtark, demgemäß die Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen über die Eintragung der Sterbefälle in das Civilſtands⸗ 
regiſter dahin erweitert werden ſollten, daß außer Ort und Zeit des Todes 

auch die Urſache deſſelben, ſoweit dieſelbe zu ermitteln wäre, eingetragen 


würde. 
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4 Nach Annahme der SS 42—46 vertagt ſich das Haus um 4 Uhr auf 
Freitag 11 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen. 


0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
8. Sitzung vom 19. Februar. 

12 Uhr. Am Tſche des Bundesrathes Delbrück mit mehreren Commiſſarien. 

Präſident v. Forckenbeck eröffnet die Sitzung mit der üblichen Bemer⸗ 
kung, daß das Protokoll der letzten Plenarſitzung auf dem Büreau zur Ein⸗ 
ſicht offen liege, und andern geſchäftlichen Mittheilungen. Darauf verlangt 
der Abgeordnete für den Wahlkreis Saargemünd und Forbach, Herr Poug⸗ 
net das Wort, um von der Tribüne herab folgende Erklärung zu verleſen: 
„Meine Herren, ich habe gegen das Protokoll Einſpruch zu erheben. Es iſt 
darin geſagt, der Herr Abg. Dr. Raeß, Biſchof von Straßburg, habe im 
Namen ſeiner Glaubensgenoſſen gelpeoden. Ich frage jetzt: iſt dieſes 
Wort wirklich geſagt worden? Wir haben es nicht gehört. Iſt es wirklich 
geſagt worden, ſo bin ich in der Lage Ihnen zu erklären, daß der hochwür⸗ 
Herr in ſeinem eigenen Namen und nicht im Namen der katholiſchen 
Abgeordneten von Elſaß⸗Lothringen geſprochen hat. 

Präſident von Forckenbeck verlieſt die betreffende Selle des Protokolls 
und den Wortlaut der geſtrigen Erklärung des Abg. Biſchof Raeß nach dem 
ſtenographiſchen Bericht, conſtatirt ihre vollſtändige Uebereinſtimmung, hl 
daraus den Schluß, daß der eben gehörte Einſpruch in Wahrheit nicht ſowohl 
gegen das Protokoll, als gegen die geſtrige Erklärung der Abgeordneten 
Raeß gerichtet iſt und erklärt unter der Zuſtimmung des Hauſes die Ange: 
legenheit für erledigt. 

Auf der Tagesordoung ſteht zunächſt die erſte Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfes, betreffend die Abänderung einiger Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung (nämlich der SS 108, 127, 153 und 154). Die weſentlichen Aende⸗ 
rungen beſtehen in der Einſetzung von Gewerbegerichten an Stelle der unzu⸗ 
länglich befundenen Schiedsgerichte, in der ſtrafrechtlichen Verfolgung von 
Contractbruch für Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Geldſtrafe bis zu 150 
Mark oder Haft), von Zwangsanwendung, um Arbeiter zum Striken zu nöthi⸗ 
gen oder ihren Rücktritt von einer Verabredung zu hindern (Gefängniß bis 
zu ſechs Monaten, ſofern nach dem Strafgeſetz nicht eine härtere Strafe ein⸗ 
tritt), und in der Ausdehnung der Beſtimmungen der §§ 128—139 und 152 
bis 153a auf die Beſitzer, reſp. Arbeiter von Bergwerken, Aufbereitungs⸗ 
anſtalten und unterirdiſch betriebenen Brüchen oder Gruben. 

Geh.⸗Rath Nieberding: Die bedenkliche Entwickelung, die in den letz⸗ 
ten Jahren das Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer genom⸗ 
men hat, führte bereits im vorigen Jahre zu einer Vorlage, die im Weſent⸗ 
lichen mit der gegenwärtigen übereinſtimmt. Der § 108 der Gewerbeordnung 
hat ſich in keiner Weiſe als ausreichend erwieſen, um eine ſachgemäße Erle⸗ 
digung der zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern entſtandenen Streitig⸗ 
keiten zu ſichern. Bei dieſer Lage der Geſetzgebung iſt es nicht zu vorwun⸗ 
dern, wenn bei dem 1 Gegenſatz zwiſchen Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern, es zur Gewohnheit wurde, daß ohne jede Rückſicht auf vertrags⸗ 
mäßig eingegangene Verpflichtungen von Seiten der Arbeiter nach augen⸗ 
blicklichem Vortheil die Arbeit gewechſelt und bei den zahlreichen Maſſenſtrikes 
oft ohne alle Rückſicht auf das beſtehende Recht von beiden Seiten vorge⸗ 
gangen wurde. Die Abhilfe, welche dieſe Mißſtände dringend erfordern, 
konnte nicht darauf beſchränkt werden, daß den Arbeitgebern eine Rechtshilfe 
gewährt wird, welche die Erfüllung ihrer privatrechtlichen Ansprüche ſichert, 
denn die Folgen jener Mißſtände greifen weit über den Kreis der Zunächſt⸗ 
Abr en hinaus und erſcheinen bereits als eine öffentliche Calamität. 
Vor allem werden dadurch die Grundlagen aller rechtlichen und ſittlichen 
Ordnung in hedenklicher Weiſe gefährdet. Um dieſe Gefahren wirkſam und 
ſchleunig zu beſeitigen, erſcheint es geboten, die Verletzung vertragsmäßig 
eingegangener Verpflichtungen mit ſtrafrechtlichen Nachtheilen zu verbinden, 
die das Bewußtſein der Rechtsſicherheit wieder herzuſtellen geeignet find. 
Das vorliegende Geſetz ſoll den herborgetretenen Bedürfniſſen abhelfen, indem 
es im erſten Artikel die Behörden und das Verfahren in gewerblichen 
Streitigkeiten regelt und im zweiten Artikel die bezüglichen Vorſchriften auf 
eine weitere Klaſſe von Arbeitern ausdehnt, während im dritten Artikel die 
Strafbedingungen der Gewerbeordnung in der angedeuteten Richtung ver⸗ 
vollſtändigt und gleichzeitig die Beſtimmungen über die Anwendbarkeit der 
Vorſchriften der Gewerbeordnung auf das Bergweſen den hervorgetretenen 
Bedürfniſſen entſprechend modificirt werden. 5 : 

Abg. Bamberger: Es wäre ein ſchöner Triumph des deutſchen Reichs⸗ 
tages, wenn es uns gelänge, dieſe Debatte ſo zu führen, daß heute keine 
Leidenſchaften hier entfesselt werden. Die Mehrheit dieſes Hauſes iſt gewiß 
durchdrungen von der Pflicht der Höflichkeit und Deferenz, die ſie einer Min⸗ 
derheit ſchuldig iſt, zumal fie an Zahl jo gering iä. Dieſer Pflicht der Mehr⸗ 
heit ſteht aber doch wohl auch eine Pflicht der Minderheit gegenüber und 
jedenfalls iſt eine Mehrheit, fie jet noch jo groß, nicht verpflichtet, ſich Un⸗ 
gebührlichkeiten ſagen zu laſſen. Wir ſind hier in der Lage eines Hausherrn. 
Dieſer muß doppelt höflich ſein auf feinem eigenen Grund und Boden; aber 
ſich Ohrfeigen geben zu laſſen, dazu iſt Niemand, ſelbſt kein Hausherr ver⸗ 
pflichtet. Wollte die Minorität hierauf Rückſicht nehmen, ſo könnte es ge⸗ 
lingen, auch dieſe ſchwierige Frage in einem Geiſte durchzuführen, der dieſer 
hohen Verſammlung würdig iſt. Vor allen Dingen möchte ich dagegen 
proteſtiren, daß es in dieſem Haufe „Arbeiterfeinde“ geben könne. Ich er⸗ 
kenne einen ſolchen terminus gar nicht an und kann nur dabei ſo wenig 
etwas denken wie bei dem Ausdruck: „Menſchenfeind“. Es iſt ſchwer einem 
Gegner einen Rath zu ertheilen, denn man provocirt ihn gewöhnlich nur 
dazu, dieſen Rath nicht zu befolgen. Wir ſtehen im Augenblick noch nicht 
in einem Staate, der es ſich zur Aufgabe machen kann, den ganzen Menſchen 
in ſeiner Exiſtenz durchweg ſicher 1 ſtellen, ſondern auf dem Standpunkte 
des Staates, der nur allgemeine Vorausſetzungen und Umgrenzungen giebt, 
die es dem Einzelnen je nach ſeiner Judividualität möglich machen, dies 
Spiel der Sicherung feiner Exiſtenz in Pflege, Ernährung u. j. w. ſelbſt zu 
erreichen. Uns von dieſem realen Boden zu vertreiben, dazu iſt keine Ausſicht 
und es würden daher 11 0 über einen ſocialiſtiſchen Zukunftsſtaat in 
dieſem Hauſe völlig überflüſſig ſein. 5 5 ; 

gehe 10 nach dieser allgemeinen Vorbemerkung auf die Sache ſelbſt ein, 
fo giebt der vorgelegte Entwurf nach zwei Richtungen hin den ſich entgegen: 
ſtehenden Intereſſen etwas Befriedigendes; die einen Intereſſen ſollen die 
Geſetzgebung über Gewerbegerichte befriedigen, die andern die Beſtimmungen 
über den Contractbruch. Die urſprüngliche Vorlage hatte in dem erſten 
Artikel noch den termino Schiedsgerichte, während der fetzige Entwurf den 
Ausdruck Gewerbegerichte einführt. Ich muß geſtehen, daß ich die Hoffnungen, 
die auf das Princip ſolcher Schiedsgerichte begründet weiden, als könnten ſie 
dieſe großen Streitfragen, die die ganze bürgerliche Geſellſchaft beunruhigen, 
befriedigend löſen, durchaus nicht heilen kann. Die eigentlich brennende 

tage iſt anna]: der Punkt der Lohnhöhe. Das Schiedsgericht trifft dieſe 
Frage grundſätzlich nicht. Näher trifft ſie die Organiſation der ſogenannten 
Einigungsämter. Die äußerſte Linke in der sft an Frage würde aber auch 
Einigungsämter durchaus nicht als eine Conleſſion anſehen, ſondern als etwas 
durchaus Ungenügendes und andererſeits kann ein ſolches Einigungsamt 
immer nur das Reſultat einer freiwilligen Beſtimmung ſein. Es wurde 
vielfach die Eriftenz der Schiedsgerichte hervorgehoben und ihr Wirken ge⸗ 
rühmt. Doch hat man auch hier in letzter Zeit eigenthümliche Erfahrungen 
emacht. Es hat gerade an dem Sitz der Begründung dieſer Inſtitution in 

Nottingham und unter dem Vorſitz des Begründers derſelben Mundella neuer⸗ 
dings das Princip des Schiedsgerichts völlig Schiffbruch gelitten. Vor 
9 Monaten brach in Nottingham ein Streit aus über die Höhe des Arbeits 
lohnes in einer Art der Spitzenfabrikation. Die Sache kam vor das Mun⸗ 
della'ſche Schiedsgericht. Dieſes ſprach fein Urtheil, aber die Arbeiter weiger⸗ 
ten ſich darauf einzugehen. Der Streit ich noch heute nicht beendet. Lin 
anderes Beiſpiel gewährt uns der Strike in der Möſerſchen Druckerei. Der 
Buchdruckerverband, der eine ſehr weit nach links gehende Färbung hat und 
beinahe ſocialdemokratiſch iſt, bildete ein Schiedsgericht, dteſes fällte ſein Ur⸗ 
theil; aber die ſtrikenden Arbeiter kehrten ſich nicht daran, ſondern wurden 
von den übrigen Setzern noch weiter unterſtützt, im Widerſtand alſo gegen 
das von ihnen ſelbſt begründete S iedsgericht. Das ſind doch ſehr ernſte 
Erfahrungen, die wir berichten müſſen. A BR TE 

Die Vorlage hat nun das Princip der Schiedsgerichte in die Gewerbe⸗ 


— Verlag von Eduard Trewendt. 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem üben 5 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung wech ah Neu 
einmal, au den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


1874 


— — — 


gerichte eingeſchrieben und bringt nicht weniger als drei Formationen, in 
welchen die Gewerbegerichte ihr Amt ausüben ſollen. Von Wesen möchte ich 
rathen, wenigstens eine Formation ſofort fallen zu laſſen, und dieſe iſt das⸗ 
Ortsgericht. Alle Erfahrungen beſtätigen, daß die Ortsgerichte ſo gut wie 
per nichts leiſten. Wir werden entſchieden gut thun, uns darauf zu bee 
chränken: 1) die alten Gewerhegerichte dort, wo ſie bereits exiſtiren, beſtehen 
zu laſſen, und 2) dort, wo ſolche nicht vorhanden find, neue nach dem in 
dem in der Vorlage angegebenen Muſter einzuführen. Wir ſollten die alte 
Gewerbegeſetzgebung 0 den Gebieten, wo ſie ſich praktiſch bewährt hat, 
überall dort ins Leben rufen, wo fie bisher nicht zur Wirkung kam. Ich 
denke hierbei hauptſächlich an die ältere rheiniſche Geſetzgebung aus den 
Jahren 1808 bis 1810, die einzelne ganz vortreffliche Beſtimmungen ent⸗ 
hält. Freilich wird es dazu nöthig ſein, eine Menge neuer Fragen mit 
hineinzuziehen, deren Erörterung indeß der Specialdiscuſſion vorbehalten 
bleibt. Ich berühre nur die 851 0 eines zweiten Vorſitzenden und Schrift⸗ 
führers in dieſem Gericht, ſowie die Gewährung von Diäten an die Beſitzee; 
ferner, daß nicht das Alter der Volljährigkeit von 21 Jahren, wie der Ent 
wurf will, ſondern das parlamentariſche Alter von 25 Jahren das Ange⸗ 
meſſene ſein würde. Endlich hat mich die Beſtimmung im Entwurf über⸗ 
raſcht, daß keine Appellation von der Entſcheidung dieſes Gerichts zuläſſig 
fein ſoll, eine Beſtimmungs die für mich ihre hohen Bedenken hat. Daß das 
Schiedsgericht durch Wahl gebildet werde, mag im Princip richtig ſein, aber 
wir müſſen doch fragen, ob es räthlich ſein kann, die Wahlagſtationen in 
dieſer Zeit noch zu vermehren. Wir haben eine ſo kurze Reichstagswahl⸗ 
periode, die alle drei Jahre das ganze Land durchwählt, wir 8 Landtags⸗ 
wahlen, Stadt⸗ und Landgemeindewahlen; kommen jetzt auch noch Gerichts⸗ 
wahlen hinzu, ſo kommen wir das ganze Jahr nicht aus den Wahlen und 
damit nicht aus dem Wählen heraus. (Sehr wahr! Beifall rechts.) Aus 
dieſem Grunde kann ich mein großes Bedenken gegen die Bildung durch 
Wahl nicht verhehlen. a Er 
ch komme nun zu dem eigentlich ſchwierigeren Punkte, der die Leiden⸗ 
ſchaften mehr zu entfeſſeln angethan iſt, das iſt die Frage des Contract⸗ 
bruches und feiner ſtrafrechtlichen Verfolgung. Als Hauptmotiv aller dieſer 
Beſtimmungen ſehe ich den Zweck an, ſich gegen die Arbeitseinſtellungen zu 
ſchützen, welche unſer ganzes wirthſchaftliches und induſtrielles Leben in jo 
unangenehmer Weiſe geſtört haben. Auch hier muß ich geſtehen, find meine 
Erwartungen von dieſen Strafbeſtimmungen nur auf ein geringes Maß be⸗ 
ſchränkt. Als der große Eſſener Strike ausbrach, wurde allerdings plötzlich 
mit en des Contracts die Arbeit niedergelegt. Aber die allerbe⸗ 
denklichſten Strikes find nicht einmal in fo tumultuariſcher Weiſe ausgebrochen, 
ſondern mit ſorgfältiger Innehaltung des Kündigungs⸗Contractes. So z. B. 
der großartige Leipziger Buchdrucker⸗Strike mit ſeinen tief eingehenden Folgen 
und Erfolgen. Sie ſehen alſo, ein ſicheres Vorbeugungsmittel gewähren 
dieſe Strafbeſtimmungen ganz und gar nicht. Als Haupt⸗Argument gegen 
dieſe Beſtimmungen wird bon gewiſſer Seite angeführt, daß eine eriminelle 
Beſtrafung wegen Verletzung einer civilrechtlichen Verpflichtung unſtattha 
und ungerecht ſei. Mein Standpunkt in dieſer Sache iſt der, daß ich mich 
von allgemeinen theoretiſchen Principien hier überhaupt nicht binden laſſe. 
Ich ſage: Iſt es Lebensbedürfniß der Erhaltung der bürgerlichen Geſellſchaft 
in ihrer gewerblichen Thätigkeit, den Contractbruch zu bannen und zu ver⸗ 
hindern, ſo muß unter allen Umſtänden die Form und das Mittel dafür ge⸗ 
funden werden, und finden wir das Mittel nicht in dem Civilrecht, fo müſſen 
wir es im Strafrecht finden! (Sehr wahr! Beifall rechts.) Die Aufgabe 
des Geſetzgebers muß ſein, den entſchieden doloſen Contractbruch unter Strafe 
zu ſtellen. Sodann aber ſcheint mir die Hauptſache zu ſein, die Verabredung, 
das, was die Engländer die Conſpiration nennen, 105 Schädigung eines 
Arbeitgebers, zu verhindern. Die Engländer haben Erfahrungen in dieſer 
Frage gemacht, und ich müßte mich ſehr irren, wenn nicht das Bewußtſein 
der bürgerlichen Geſellſchaft, daß man mit der bisherigen milden Prexis auf 
einer ſchiefen Ebene ſich befinde, den Ausfall der letzten Wahlen in England, 
ee dr großen Ueberraſchung des Civil-Gabinets |fih ergab, herbei⸗ 
geführt hat. b \ 5 
Auch wir in Deutſchland haben ähnliche Erfahrungen. In Frankfurk 
a. M. ſtellten im vorigen Jahre die Rangirer der Eiſenbahnwagen auf Ver⸗ 
abredung plötzlich ſammtlich die Arbeit ein zu einer Zeit, als die Bahnhöfe 
von Waggons und Güterwagen überfüllt waren und nachdem ſie vorher die 
Züge ſo in einander geſchoben, daß es unmöglich war, ſie ſobald ohne die 
technisch geübten Kräfte zu entwirren. Dieſer Ausſtand wurde durch Ver⸗ 
hinderung des ordnungsmäßigen Durchgangs der Züge alsbald über gan; 
Deutſchland empfunden. Gegen ſolch ein deſtructives Vorgehen muß ſich die 
bürgerliche Geſellſchaft unter allen Umſtänden ſchützen. Das Intereſſe der 
Großinduſtriellen 1 mir hierbei durchaus weniger am Herzen; die eigent⸗ 
liche, die drückendſte Noth erwächſt aus dieſen Verhältniſſen den Kleinmeiſtern. 
Dieſe aber in ihrer gewerblichen Exiſtenz zu erhalten, muß eine Aufgabe der 
ſorgfältigſten Pflege der Nation ſein. Ich kann Sie verſichern, daß mancher 
Kleinmeiſter fein Gewerbe niedergelegt hat, einzig und allein aus Verdruß 
über den ewigen Hader mit den Arbeitern. iner der erſten Mechaniker 
Deutſchlands ſagte mir: Wenn das mit dem widerſpenſtigen, ungeduldigen 
und unzufriedenen Weſen der Arbeiter ſo weiter fortgeht, ſo weiß ich nicht 
mehr, wer in 10 Jahren in Deutſchland noch ein gutes optiſches und mecha⸗ 
niſches Inſtrument liefert. Der deutſche Arbeiter war bisher der beliebteſte 
im Ausland, weil er der ſchüchternſte, der fleißigſte und geduldigſte war. 
Das iſt jetzt leider durchweg anders geworden. Die Unternehmer der Straß⸗ 
burger Feſtungsbauten berichteten mir, daß ſie lieber franzöſiſche Arbeiter 
als Deutſche annehmen, weil die erſteren zufriedener ſind. Die unruhigen 
Gedanken und die fremden Ideen haben leider am meiſten bei den deutſchen 
Arbeitern Eingang gefunden; und dies hat wieder bewirkt, daß auch die 
deutſchen Unternehmer vielfach ausländiſche Arbeiter anwenden. So haben 
wir nach Deutſchland berufen Schweden, Wallonen und Italiener und wer 
den vielleicht bald noch andere berufen. Dies Alles ſind Dinge, die bei der 
Entſcheidung jedenfalls nicht für die Gegner dieſer Geſetzesvorlage ins Ger 
wicht fallen. Man ſollte jeden Fabrikherrn, der einen contraetbrüchigen Ar- 
beiter engagirt, verantwortlich machen und zur Rechenſchaft ziehen, das 5 
wäre gewiß kein unwirkſames Mittel. Ich bin dafür, daß die Vorlage einer 
Commiſſion überwieſen werde, und zwar wünſche ich eine recht zahlreiche 
Commiſſion, damit alle Parteien und auch die extremſte Fraction, wenn an⸗ 
ders dieſe überhaupt ſachlich mit uns verhandeln kann, daran Theil nehmen 
können. (Beifall.) e 
Abg. Haſſelmann (Socialdemokrat): Ich erkläre von vorn herein dieſen 
Geſetzentwurf für eine Kriegserklärung gegen die Arbeiter, für ein Ausnahme⸗ 
geſetz, ſchon darum, weil der Arbeiter, der natürlich nicht im Stande iſt, die 
angedrohte Geldſtrafe zu zahlen, mit Gefängniß beſtraft werden wird, wäh⸗ 
rend der Capitaliſt mit leichtem Schmerz die Geldſtrafe zahlen kann. Schon 
der Ton, mit welchem die Regierung das Geſetz einführt, wenn ſie von 
Zuchtloſigkeit und Ungebundenheit der Arbeiter ſpricht, zeigt, was man eigent⸗ 
lich will. Hat man ein einziges Mal von Zuchtloſigkeit und Ungebunden⸗ 
heit geſprochen, als die Gründungen in der Blüthe ſtanden? (Ja! Ja) 
Vielleicht hier von der Tribüne! Die Regierung hat es nicht gethan, noc 
W Dat fie einen unparteiiſchen Geſetzentwurf zur Abhilfe vorgelegt. 
Dieſes Meſſen mit zweierlei Maß beweiſt, woher der Wind eigentlich weht, 
und daß man mit dem Arbeiter im Kriege liegt. Der Vorredner ſprach von 
der Majorität und Minorität hier im Hauſe. Ja, wir m noch in der 
Minorität, aber hinter uns ſtehen hunderttauſende von Arbeitern, die wiſſen, 
was ſie wollen, und wenn dieſe f auf ihre Kameraden, die ſich noch nicht 
um Politik bekümmern, einen Einfluß gewinnen, dann wird die Minoritäjt 
größer werden und wir werden einen Berg bekommen, wie dies ſchon in 
einem anderen Lande der Fall war. — Mit dieſem Geſetze ſoll das Givil- 
Geſetz für einen Contractbruch beſeitigt und ſollen Strafbeſtimmungen dafür 
geſetzt werden. Hat man denn früher ſchon daran gedacht, für durchge⸗ 
brannte Offtziere oder Studenten, die in der doloſen Abſicht Schulden mach⸗ 
ten, ſie nie zu bezahlen, Strafgeſetze zu erlaſſen? Im Gegentheil hat man 
ſogax die leichte Givilhaft aufgehoben. Für den Arbeiter aber beſchließt man 
die Strafhaft, ohſchon fie hier am wenigſten gerechtfertigt iſt. Im Alter- 
thum beſtand die Sclaverei, dann kam die Leibeigenſchaft, jetzt gilt die dun 
men⸗Sclaperei. (Heiterkeit.) RR wurde der Sclave verkauft, jetzt muß 
ſich der Arbeiter ſelbſt als Sclave verkaufen. Von dem Werth der Arbeit, 


Arbeiter hal eine Verpflichtung: das ift Worthalten bei allen € 
die man freikoillig eingeht; man ſchließe keine Contracte, dann iſt 
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dem eigentlichen und alleinigen Tanſſchwerk ), fällt dem Arbeiter nur ein 
Theil zu, der Reſt fließt in die Taſche des Capitaliſten. Wenn nun der Ar⸗ 
beiter dieſen ungleichen Vertrag nicht läng er halten will, dann wird er be⸗ 
ſtraft. Mit Annahme eines ſolchen Geſelzes ſchaffen Sie in Deutſchland den 
Kulihandel. (Heiterleit.) g 5 85 5 
: Wenn hier ein Arbeiter, der nach Amerika auswandert, einen Contract 
Anterſchreibt, und es ſich dann heraus ſtellt, daß er übervortheilt worden iſt, 
dann wird in der ganzen Preſſe, A llarm geſchlagen, aber in Deutſchland 
wird unterdeß ungehindert der Kuliheindel eingeführt. Man ſage ja nicht, 
daß dieſe Contracte nur auf wenige Tage gelten. Erſt dieſer Tage erzählten 
mir Arbeiter aus den Rüdersdorſen Bergwerken, daß dort Contracte auf 
b Lebenszeit geſchloſſen würden, und daß die Arbeiter meiſt dieſelben halten 
müßten, weil bei Abſchluß des Vertrages ihnen ein Vorſchuß gegeben werde. 
Herr von Denzin, der zuerſt die vorliegende hier Frage anregte, hatte beſon⸗ 
ders die Landarbeiter im Auge. Aber auch auf dem Lande beginnt ſchon 
der Menſchenſchacher, h B. für die Zuckerfabriken. Da werden Agenten aus⸗ 
geſchickt, welche ganze Arbeiterfamilien für die Dauer eines Jahres anwerben 
| u der ungeſunden Fabrikarbeit. Nach Annahme dieſes Geſetzes iſt es dem 
Be: Arbeiter unmöglich ſolche Contracte zu brechen; er wird dann beſtraft und 
h wieder in dieſes Nythverhältniß zurückgeführt wie ein entlaufener Sclave. 
hol) Ihnen gefällt dieſe Sprache nicht, aber ich ſpreche im Namen meiner 
1 Wähler, denen eine etwas derbe Sprache gefällt. (Sehr wahr! Heiterkeit.) 
Mit dieſem Geſetz würde der deutſche Reichstag die Arbeitgeradezu feudaliſiren 
Heiterkeit.) Der Arbeiter will mit dem Contractbruch nicht etwa immer den Ar⸗ 
beitgeber ſchädigen. Oft handelt es fi) um die Wahrung feiner Ehre, wie 
Dies 4 B. in dem Regierungsbezirk Trier gegenüber einem großen Induſtriellen 
der Fall war. Derſelbe verbot ſeinen Arbeitern, gewiſſe Blätter zu leſen 
And ſchickte einen, der dem Verbot zuwiderhandelte, fort. Wenn dann die 
ganze Knappſchaft Partei für den Ausgeſtoßenen ergreift und der Anmaßung 
eines ſolchen Schlotjunkers (Heiterkeit) entgegentritt, können Sie ihr das ver⸗ 
denken? Auch der Arbeiter hat ſeine Ehre ſo gut wie der Fabrikant und der 
Ariſtokrat. Dann kommt aber der famoſe Geſetzentwurf und jagt: In's Ge⸗ 
flüngniß mit dem Arbeiter, dem feine Ehre zu lieb war. Das Beſte dabei 
iſt aber doch, daß das Geſetz nicht einmal die trifft, gegen die es gemacht 
15 iſt. Wenn Sie dieſes Geſetz annehmen, dann will ich Ihnen ſagen, was 
R wir thun werden. ö { 5 
5 Wenn ein großer Strike, bei dem etwa 5000 Mann ſtriken, und der nicht 
i amter vier Monaten dauert, — andere, leichtſinnige Strikes machen wir 
micht, — nothwendig ift, — es koſtet uns ein ſolcher etwa 50,000 Thlr., — 
N dann wird die I4fägige Kündigungszeit innegehalten, und dann werde ich 
Jaämmtliche Arbeiter gegen 15 Sgr. Tagelohn engagiren. Ich verwende fie 
Daun zu Botengängen, zum Holzkleinmachen ꝛc., und fie müſſen einen Schein 
unterzeichnen, daß fie bei mir und meinem Freunde Haſenclever in Arbeit 
ſtehen. So 1095 wir die Leute contractlich gebunden, und wird nun einer 
f ſchwach und fängt an zu arbeiten, daun gehen wir zum Richter und ver⸗ 
2 klagen ihn wegen Contractbruches. (Große Heiterkeit.) Sie wiſſen, was ein 
; Socialdemokrat jagt, das thut er auch. Wen das Geſetz trifft, das ſind die 
Arbeiter, die den Seelenverkäufern anheimfallen, die zur Zeit des Strikes 
N aus der Ferne herbeigelockt werden, die Leute, die ſich nicht um Politik küm⸗ 
h mern und ſich ihrer Lage noch nicht bewußt geworden ſind, die werden die 
Suppe auseſſen müſſen. Der Vorredner meinte ferner, das Geſetz ſolle die 
kleinen Meiſter unterſtützen. Aber dieſe machen keinen Contract mit dem 
Arbeiter. Da geht Alles in Pauſch und Bogen, da behandelt man ſich noch 
egenſeitig anſtändig. Dieſe Leute werden durch das Contractsbruchgeſetz 
E ſchwer getroffen. Denn da fie die Concurrenz mit der Großinduſtrie nicht 
aushalten können, find ſie genöthigt, ſich Arbeit pon derſelben geben zu laſſen, 
iS die ſie meiſt zu Haufe fertig ftellen. In dem Geſetz iſt es nun unklar ge⸗ 
85 laſſen, ob dieſe kleinen Meiſter dann auch unter den Begriff „Arbeiter“ 
5 fallen, jo daß fie der Richter im Falle eines Contractbruches ebenfalls ins 
Gefängniß werſen laſſen kann. Da heißt es eben mitgefangen, mitgehangen. 
f Weiter ſind in dieſem Geſetz die früheren Beſtimmungen außerordentlich ge⸗ 
7 ſchärft. So foll § 152 den früheren ſogenannten Einſchüchterungsparagraphen 
5 erſetzen. Derſelbe bewirkte nur, daß ein Arbeiter, der ein unüberlegtes⸗ 
Wort zu ſchnell ſprach, ins Gefängniß mußte. Nun will man dieſe Haft 
noch verſchärfen. 1 
Wie ungerecht oft dieſer Paragraph angewendet wurde, beweiſt ein Vor⸗ 
fall in Magdeburg. Dort ſagte in einer Arbeiterverſammlung ein Führer 
der Partei, daß der und der Meiſter eine lederne Medaille verdiene. Ein 
Arbeiter meinte darauf, er ſei Schuſter und könne ja die Medaille RN ; 
doch arbeite er auch bisweilen in Hanf und könne auch eine hanfene Me⸗ 
daille anfertigen. Für dieſes leichthin geſprochene Wort mußte der Mann 
3 Monat in's Gefängniß. Aber wie wenig das Geſetz ausrichtet, ſieht man 
daraus. Statt mit Worten jetzt gegen andere vorzugehen und dadurch den 
Strafbeſtimmungen zu verfallen, fängt man aus einem xbeliebigen Grunde 
ſofort eine Prügelei an, die dann natürlich als bloße Injurie behandelt wird. 
So wenig Sie mit dem Ausnahmegeſetz gegen die Jeſuiten erreicht haben, 
— wenn ſchon die ſchwarzen Herren mir wenig angenehm find (Heiterkeit) 
— eben ſo wenig werden Sie mit dieſem Geſetz ausrichten. Dort wurden 
nur 400 Jeſuiten ausgewieſen und beleidigt, hier beleidigt man 4 Millionen 
Arbeiter, die Ihnen die Gewehre tragen müſſen im Kriege (Unruhe), welche 
die Schlachten ſchlagen, welche 3 Jahre gedient haben und mit dem Ge⸗ 
wehre umzugehen wiſſen. (Große Antühe) Und wenn dieſe beleidigt wer⸗ 
den, ich ſage Ihnen, ſie vergeſſen die Beleidigungen nicht leicht. Die deutſchen 
Arbeiter haben lange genug die Nachtmütze über den Ohren getragen, aber 
es wird jetzt Tag, das beweiſen die abgegebenen 4— 500,000, ſocialiſtiſchen 
Stimmen. Laſſen Sie noch einige Jahre hingehen, verſetzen Sie weiter dem 
Arbeiter Schlag auf Schlag ins Geſicht und Sie werden ſehen, was ſie ſagen 
werden. Ich bedaure nur, daß dieſes Geſetz nicht ſchon im vorigen Herbſt 
beſchloſſen wurde, win ſäßen dann hier mindeſtens zu 30 Mann. (Sehr 
wahr! bei den Social⸗Demokraten.) Ich erinnere mich, daß am Rhein die 
Frauen die Grubenanzüge ihrer Männer verſchloſſen, damit dieſelben nicht 
zur Arbeit gehen konnten, ſondern ſtriken mußten. Auch dieſe Frauen 
müßten nach dieſem Geſetz ins Gefängniß. Wenn Sie etwas in der Ge⸗ 
werbeordnung verbeſſern wollen, jo streichen Sie die 88 153 und 153, aber 
ſetzen Sie nichts Anderes an ihre Stelle. g 


mals gezwungen, ihn zu halten. Wir haben große Uebelſtände zu b N 
nach unten und nach oben, darüber täuſchen wir uns nicht. Ehe man aber 
eine Abhilfe auf dem criminal⸗rechtlichen Gebiete ſucht, ſollte man ſich fra⸗ 
gen, ob der Fehler nicht in der Conſequenz des heute geltenden Syſtems der 
eivil⸗rechtlichen Verfolgung liegt. Da iſt ja unſere Geſetzgebung auf dem 
Wege, eine neue Proceßordnung zu machen, in welcher auch dieſer Gegen⸗ 
ſtand geregelt werden kann; hoffentlich iſt man bald damit fertig, denn man 
arbeitet ſchon etwas lange daran. Man ſollte alſo die Abhülfe erſt auf dem⸗ 
ſelben Gebiete ſuchen, ehe man zur Abhülfe auf einem anderen Gebiete 
ſchreitet. Durch die ſtrafrechtliche Verfolgung des Contractbruches erreichen 
Sie gar nichts, ſondern führen nur eine Steigerung der Uebelſtände herbei. 
Denn es iſt ein Irrthum, wenn man annimmt, daß es zwiſchen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern überhaupt Contracte auf längere Zeit giebt. Da müſſen 
Sie erſt den Zwang zu contracklichen Verpflichtungen einführen, ſonſt ver⸗ 
mindern Sie die Neigung der Arbeiter Contracte zu ſchließen. Wenn nun 
auch der Contractbruch beſtraft wird, fo iſt damit die Arbeit immer noch 
nicht geleiſtet; wenn nun gar tauſende von Arbeitern den Contract brechen, 
5 kommen Sie in die Lage die geſetzliche Strafe gar nicht vollſtrecken zu 
können. 


Als hier in Berlin der große Strike in der Pflug'ſchen Maſchinenfabrik aus⸗ 
brach, vereinigten ſich die Arbeitgeber, es ſtand Coalition gegen Coalition 
und die Arbeitnehmer verloren. Solche Mittel ſchärfen den Gegenſatz zu 
ſehr. Man hat beſſere Mittel, dieſen Uebelſtänden entgegenzuwirken, beſſer 
als alles Strafverfahren: man vermehre die Einſicht der Arbeiter in die 
Grundbedingungen alles wirthſchaftlichen Erwerbes, man pflege den ehren⸗ 
haften Geiſt, der die Mehrzahl der deutſchen Arbeiter noch beſeelt, man för⸗ 
dere die geſunden Beſtrebungen der Arbeiter zur Verbeſſerung ihrer wirth⸗ 
ſchaftlichen und geſellſchaftlichen Stellung. Rur auf dieſem Wege werden 
wir aus dem Kampfe herauskommen. Dieſer Kampf iſt nicht von heute und 
geſtern; dieſer Zuſtand liegt in dem allgemeinen Gang der Entwickelung 
unſerer Induſtrie und Cultur. Man muß alſo die Dinge nehmen auf dem 
Punkte, wo fie find. Der Arbeitsprozeß vergeiſtigt ſich mehr und mehr und 
damit löſt ſich das perſönliche Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer. Man kann das frühere patriarchaliſche Verhältniß nicht mehr auf⸗ 
recht erhalten; nicht mehr ſteht der Einzelne dem Einzelnen gegenüber, ſon⸗ 
dern die gemeinſamen Iuntereſſen verbinden ſich. Nur auf perſönliche Ber 
Se richten ſich die Beſtimmungen des vorliegenden Entwurfes; heute 
muß man mit ganzen Gruppen verhandeln, um geſunde Verhältniſſe und 
Vereinbarungen mit bindender Kraft zu ſchaffen. Gegenüber der extremen 
1 die mit aller geſellſchaftlichen Ordnung brechen will, ſtehen aber die 
Gewerkpereine, die recht wohl ein Gegengewicht gegen ungeſunde Beſtrebun⸗ 
gen geben würden. Wenn der Vorredner andeutete, daß es den Arbeitern 
unmöglich ſei, Capital au ee ſo zeigt doch feine zuverſichtliche Anfüh⸗ 
rung, daß man 50,000 Thlr. für einen Strike verwenden könne, deutlich, daß 
man angefangen hat, Capital zu ſammeln. (Sehr richtig!) 

Ich will aber auch noch folgendes anführen: von den 3600 Genoſſen⸗ 
ſchaften nach meinem Syſtem ſind für 1872 für den dritten Theil derſelben, 
nämlich für die Creditvereine, die alſo im Weſentlichen die Capitalwirthſchaft 
demokratiſiren wollen, daß fie baare Vorſchüſſe im Betrage von 357,519,000 
Thaler geleiſtet, an Geſchäftsantheilen 19,745,000 Thaler geſammelt und eine 
Reſerde von 1,357,000 Thlrn. zurückgelegt haben. Nun kann geſagt werden, 
das find ja keine Arbeiter. Die Statiſtik“ dieſer Vereine weiſt 25 Procent 
oder 30,000 Lohnarbeiter nach, in den Conſumpereinen ſogar 60 Procent. 
Wenn Sie eine Regelung auf dem Gebiete des Criminalrechtes vornehmen, 
hindern Sie nicht blos dieſe Beſtrebungen, ſondern arbeiten auch dieſen 
9 in die Hände, indem Sie gegen die Arbeiter ein Mißtrauensvotum 
ausſprechen: das wäre ein ſehr gefährliches Experiment. Sie müſſen dieſer 
geſunden Arbeiterbewegung zu Hülfe kommen durch eine Vereinsgeſetzgebung, 
welche beſonders die vermögensrechtliche Stellung der Vereine regelt. Wer, 
wie ich mitten in der Arbeiterbewegung ſteht, muß bezeugen, daß dieſe heil⸗ 
loſe Wirthſchaft der letzten Jahre, dieſe Hetze nach müheloſem Gewinn uns 
in der ſocialen Frage um mehr als ein Decennium zurückgebracht hat. 
(Sehr wahr! links.) Dadurch haben die Declämationen gegen das Kapital 
erſt einen Anhalt gewonnen. Sehen Sie nach England, welche ſegensreichen 
Wirkungen dort die Trade-unions hervorgebracht haben, ſeitdem ihnen vom 
Parlamente eine gewiſſe Rechtsfähigkeit zugeſtanden iſt. Mit den Bildungs⸗ 
Vereinen fing die Arbeiterbewegung in Deutſchland an, durch unſere humane 
Volksbildung haben wir Deutſchen aus den ſchauerlichen Religionskriegen 


— 


Bildung beruht unſere Politik; deshalb halten Sie an dieſem Fundamente 
feſt, ſchädigen Sie es nicht, indem Sie Criminalſtrafen in das Gebiet der 
civilrechtlichen e hineinbringen. (Beifall links.) 

Abg. Stumm: Der i 
Arbeiter zu nahe zu treten. Ich will deshalb Folgendes erwidern: nachdem 


dung gegen mich enthielt, wie auch durch ein rechtskräftiges Erkenntniß feſt⸗ 
geſtellt iſt, im Intereſſe des öffentlichen Friedens verboten hatte, haben nicht, 
wie der Abg. Haſſelmann behauptete, alle Arbeiter meine Dienſte verlaſſen. 
Denn jeder meiner Arbeiter hat die Zweckmäßigkeit und Nothwendigkeit 
dieſer Maßregel eingeſehen. Ich weiſe alſo im Namen meiner Arbeiter den 
Vorwurf der Ehrloſigkeit zurück; meine Arbeiter ſehen ihre Ehre darin, daß 
ſie fortfahren in Frieden unter ſich und mit ihren Arbeitgebern zu leben, 
daß fie Vertrauen mit Vertrauen bergelten und darnach ſtreben, tüchtige 
und nützliche Staatsbürger zu ſein, durch Fleiß und Nüchternheit, durch Cul⸗ 
tipirung aller guten Eigenſchaften ihren Wohlſtand zu vermehren, nicht den 
Agitatoren und Blutſaugern nachzugeben, die am Marke des Volkes zehren 
und ſich aus den Strikekaſſen mäſten (Beifall) und jedes Gefühl von Reli⸗ 
gion und Moral vernichten. Ich bin ſtolz darauf, daß meine Arbeiter ihre 
Ehre auf einem andern Gebiete ſuchen als der Abg. Haſſelmann. Die beiden 
Vorredner haben ſich weſentlich von der Vorlage entfernt, indem fie haupt⸗ 
ſächlich davon ausgingen, daß die Vorlage ein vollſtändiges noyum, eine 
: BEN Anomalie ſei. Der Abg. Haſſelmnun hat ſogar gemeint, die Arbeiteiber: 
Man hat nun geglaubt, durch Gewerbegerichte zu helfen. Allein ohne hältniſſe würden mit dem Kulihandel zu vergleichen ſein, wenn dieſes Geſetz 
unbeſchränktes Wahleecht und ohne Diäten für die Beifiger iſt uns damit angenommen würde. Der § 184 der preußiſchen Gewerbeordnung brachte 
nicht gedient. Es würde ſonſt neben dem Richter auf der einen Seite als nicht viel anderes als die Vorlage, ja er ging ſogar noch weiter, indem feine 
Beiſitzer ein Fabrikant fungiren, auf der andern vielleicht ein Werkmeiſter als e nur gegen die Arbeitnehmer gerichtet waren, während die jetzige 
ſogenannter Arbeitnehmer. Die Bergleute ſind noch ſchlimmer dran, da in Vorlage ſich auch gegen die Arbeitgeber wendet. 2 . 
ihren Gerichten ſogar ein Grubenbeamter den Vorſitz führen ſoll. Man hat Allerdings vermiſſe auch ich die Regelung der landwirthſchaftlichen Ar⸗ 
nun auf Ae Einigungsämter verwieſen, allein das iſt ein Ding mit beiterverhältniſſe, die vielleicht in noch höherem Grade der Abhilfe bedürfen, 
ſchönem Namen, aber von völliger Harmloſigkeit. Die Arbeiter, die den ſo⸗ als die der gewerblichen Arbeiten. Im Bundesrathe liegt aber ein Antrag 
eialen Kampf führen, nehmen die Sache viel zu ernſt, der Gegenſatz zwiſchen 
Kapital und Arbeit iſt viel zu groß, als daß ſo leicht eine Einigung möglich 
wäre. In Deutſchland haben wir jenen Kampf noch immer in den geſetz⸗ 
lichen Schranken gehalten, wir uüberlaſſen es unſerm Feinde, dem Kapital die 
Brücke des Geſetzes abzubrechen; aher in unſerm Nachbarlande haben unſere 
Freunde ſchon jene Brücke abgebrochen; da ergriff das betrogene Proletariat 
die Waffen gegen die Verſailler Ausbeuter, gegen jene Ordnungbanditen, 
die noch nach drei Jahren Hinrichtungen vollzogen und im Blute ſchwelgten. 
Und dieſer Kampf Rh Arbeit und Nichtsthun, zwiſchen Kapital und 
Arbeit, zwiſchen Mühe und Genußſucht wird auch Deutſchland nicht erſpart 
bleiben. — Es wurde von dem Vorredner auch die Frage der Cautionszah⸗ 
lung an den Arbeitgeber erwähnt. Iſt denn aber der Lohn des Arheiters 
ſo beſchaffen, daß er etwas davon erübrigen kann? (Ja) Man hält mir 
vielleicht die Sparkaſſen⸗Genoſſenſchaften entgegen. Aber Sie werden ver⸗ 
eblich verſuchen mir auch nur einen Arbeiter zu zeigen, der im Laufe von 
0 Jahren ſich nur 50 Thaler geſpart hat. Und auch damit würde er dem 
Großkapital keine Concurrenz machen können, das nun auch ſeine verderb⸗ 
lichen lie bereits auf die Landwirthſchaft erſtreckt, jo daß binnen 10 
Jahren die Großinduſtrie in Deutſchland alle Zweige der Arbeit ergriffen 
haben wird. Wenn bis dahin der Klaſſengegenſatz geſchärft wird durch Geſetze, 
wie das vorliegende, dann kommt die Stunde, wo es für die friedliche Ent⸗ 
wickelung zu ſpät iſt. Dann wird die große Maſſe ihr Recht nehmen, dann 
werden die Arbeiter in Uniform daran denken, daß ihre Brüder, ihre Väter 
gegen die Armee ſtehen; dann wird der Kampf ausgefochten werden, der jetzt 
noch in weiter Ferne ſchwebt, und dann wird der Ruf erſchallen: „Brecht 
das Doppeljoch entzwei, brecht das ch der Sklaverei, brecht die Sklaverei 
der Noth, Brot iſt Freiheit, Freiheit Brot.“ 

Abgeordneter Schulze (Delitzſch: Je mehr von den extremen Parteien 
die Sache leidenſchaftlich behandelt wird, deſto mehr müſſen wir uns der 
Ruhe und Objectivität befleißigen. Was es mit der Sklaverei der Arbeit 
für eine Bewandtniß hat, iſt leicht einzuſehen; ich denke, wo man den Arbei⸗ 
tern das allgemeine gleiche Wahlrecht in die Hand gegeben hat, da kann man 
von Sklaverei der Arbeit ſchlechterdings nicht reden. Gegen eine eminente 
Anmaßung muß ich proteſtiren: Wer ſind denn die Arbeiter? Wer arbeitet der | 
denn? Die Herren Socialdemokraten behaupten immer und ewig, die Lohn⸗ geben, ob es ſich nicht empfehlen möchte, gerade hier ein Maximalſtrafmaß 
arbeiter ſind allein die Arbeiter. Die Arbeit der Wiſſenſchaft und Forſchung ſeſtzuſetzen. Ferner möchte ich von der Regierung eine Aeußerung darüber 
wäre alſo gar nichts? Ich glaube in Ihrer Aller Namen zu ſprechen, wenn hören, wie es mit den analogen Verhältniſſen der ländlichen Arbeiter in 
ich ſage, wir Alle, die wir hier verſammelt ſind, verlangen ſo gut für uns dieſer Hinſicht ſteht. Wie und wann gedenkt ſie dieſelben zu regeln? Im 

wie ſie Be ſich die Ehre der Arbeit. (Sehr richtig!) Dann hat man von Uebrigen glaube ich, daß wir die Vorlage im Plenum weiter berathen kön⸗ 
den großen entſetzlichen Folgen dieſes Geſetzes geſprochen; ich meine jeder] nen; und ich will nur noch einmal meine Freude über die Initiative der 


Preußens hinſichtlich der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe zur Berathung 
vor, der hoffentlich den Reichstag noch beſchäftigen wird; deshalb freue ich 
mich eigentlich, daß dieſe beiden heterogenen Elemente nicht mit einander 
vermiſcht worden ſind. Der Abg. Haſſelmann hat eigentlich eine große Lob⸗ 
rede auf den Wortbruch gehalten, wie ſie in dieſem Hauſe noch nicht 1 5 
kommen iſt. (Sehr richtig!) Die Schlotjunker, die großen e es 
dürfen eines ſolchen Geſetzes nicht, fie haben einen größeren Einfluß auf die 
Arbeiter, als die kleineren Induſtriellen, ſie haben es in der Hand, ſich die 
nöthigen Garantien zu perſchaffen. Aber es handelt ſich ja auch bei dieſem 
Geſetze nicht blos um die Arbeitnehmer, es iſt kein a gem die 
Arbeiter, ſondern ein Specialgeſetz zur Arbeiterfrage. Wenn der Vorredner 
die Coalitionsfreiheit wahren will, dann muß er auch die Auswüchſe zu ver⸗ 
hindern und zu beſeitigen ſuchen, welche aus derſelben entſtehen. Und daß 
er das mit gewerhlichen Hilfskaſſen u. ſ. w. zu Stande bringen wird, be⸗ 
zweifle ich ſehr. Meine Herren, ich ſtehe ganz auf dem Boden der Regie⸗ 
rungsvorlage und bitte Sie, derſelben zuzuſtimmen. (Beifall rechts.) 

Abg. v. Minnigerode: Ich will den Abg. Haſſelmann auf ſeine Be⸗ 
teren Folgerungen daraus, nur an das Wort erinnern: „Wer Wind ſäet, 
wird Sturm ernten.“ Ueber die Geſetzesvorlage ſelbſt kann ich nur meine 
große Freude aussprechen; ich bin völlig einverſtanden mit dem Grundprinzip 
der ee Gewerbegerichte, auch mit der Einfügung der Ge⸗ 
meinde⸗Behörden. Meine Bedenken gegen den Entwurf richten ſich nur ein⸗ 
mal dahin, daß es, auch meiner Anſicht nach, allein richtig und zweckent⸗ 
ſprechend iſt, den Beifigern Diäten oder eine Entſchädigung zu gewähren, 
und zum Andern gefällt mir die partielle Durchbrechung des Geſetzes über 
die Beſchlagnahme des Arbeitslohnes nicht. Daß das Strafmaß des § 153 
auf 6 Monate erhöht wird, damit bin ich nach den gemachten Erfahrungen 
vollkommen einverſtanden, der Einfluß dieſer verſchärften Geſetzgebung kann 
nur ein heilſamer fein. Wennn man im Uebrigen von einer Anomalie des 
$ 1532 über böswilligen Contractbruch ſpricht, jo weiß ich wirklich nicht, 
weshalb man nicht für eine ſo große eee die darin liegt, 
eine Strafe feſtſetzen ſoll, da man ſchon im Strafgeſetz uch die Sachbeſchädi⸗ 
gung mit Strafe belegt. Ich will hierbei zugleich der Erwägung anheim⸗ 


Giebt es denn nun kein anderes Mittel? Da iſt zunächſt die Selbsthilfe. 


bg. Haſſelmann hat ſich erlaubt, der Ehre meiner 


Berlin, 19. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
General⸗Lieutenant z. D. v. Selchow, bisher Commandant von Ca ſſel, den 
derlich Adler⸗Orden erſter Klaſſe mit Eichenlaub und Schwertern am Ringe 
verliehen. ö 

Se. Majeſtät der Kaiſer und König haben im Namen des Deutſchen 
Reiches an Stelle des auf ſeinen Antrag entlaſſenen Dr. A. Mylius den 
abrikbeſizer J. Guſtav Bernoulli zum Conſul des Deutſchen Reiches in 


Baſel ernannt. N 
Berlin, 19. Februar. [Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Köni⸗ 
giu] war geſtern in der Kaiſerin Auguſta⸗Stiftung anweſend und 
wohnte der liturgiſchen Abendandacht zum Beginn der öſterlichen Zeit 
in dem Dome bei. — Heute war Ihre Majeſtät in einer Vorſtands⸗ 
Sitzung des Berliner Frauen⸗Lazareth⸗Vereins anweſend, und wohnte 
der Tauſe der Tochter des Fürſten Anton Radziwill als Tauf⸗ 
pathin bei. f 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinzl 
ertheilte geſtern Vormittag dem Dr. Stamman Audienz. Nachmittags 
3% Uhr beſuchte Se. Katſerliche und Königliche Hoheit mit Höchſtfeinen 
älteren Kindern die Vorſtellung im Circus Renz. [Reichsanz.) 

O Berlin, 19. Febr. [Das Reichspapiergeld. — Die 
Viertelgulden. — Zur Domänenverwaltung.] Von mehreren 
Bundesreglerungen war bekanntlich der Grundſatz vertreten worden, 
daß die Ausgabe von Reichspapiergeld erſt gleichzeitig mit der Rege⸗ 
lung der Bankfrage für das Reich erfolge. Namentlich hat die baieriſche 
Regierung dieſen Standpunkt eingenommen. Bei den jüngſten Ver⸗ 
handlungen des Bundesrathes über den Geſetzentwurf, betreffend die 
Ausgabe von Reichskaſſenſcheinen hat der Bevollmächtigte Baierns 
wiederum dem Bedauern über die in Ausſicht genommene einfeitige 
Löſung der Frage Ausdruck gegeben und namentlich auch auf die ſchon 
früher vorgebrachten Bedenken hingewieſen. Er ſtellte den Antrag, 
daß die Beſchlußfaſſung über dieſen Gegenſtand bis zu der für die 
Herbſtſeſſton in Ausſicht genommene Vorlage eines Bankgeſetzes ſuspen⸗ 
dirt werde. Der ſtellvertretende Vorſitzende, Herr Delbrück, bekämpfte 
dieſen Antrag mit der Bemerkung, daß durch das neue Münzgeſetz eine 
weſentliche Veränderung der Lage herbeigeführt worden ſei. Es liege 
ſogar im ſüddeutſchen Intereſſe, mit der Anfertigung und Ausgabe der 
Scheine ſobald als möglich vorzugehen, da bei Einführung der Reichsmünze⸗ 
das ſüddeutſche Papiergeld unhandlich ſei. Das Reichskanzleramt be⸗ 
abſichtige zwar, den Entwurf eines Bankgeſetzes dem Bundesrath fo 
zeitig vorzulegen, daß die Berathung deſſelben vor dem Zuſammentritt 
des Reichstages im nächſten Herbſt abgeſchloſſen werden könne. Damit 
aber ſei das Zuſtandekommen des Bankgeſetzes im laufenden Jahre 
noch nicht geſichert. Würtemberg und Heſſen ſprachen ſich principiell 


allerdings im Sinne Baterns aus, wollten aber dem Geſetzentwurf 


über das Reichspapiergeld nicht widerſprechen, weil die Einführung den 


Reichsmarkrechnung in ſo naher Ausſicht ſtehe. Schließlich wurde der 
bateriſche Antrag mit Stimmenmehrheit abgelehnt. — In einigen 
Blättern und auch im Publikum iſt vielfach Klage darüber geführt 
worden, daß die zur Annahme bei den öffentlichen Kaſſen nicht mehr 
zugelaſſenen öſterreichiſchen Viertelguldenſtücke angeblich noch von 
Regierungskaſſen zur Verausgabung gelangen. Es iſt daher von 
Intereſſe, mitzutheilen, daß durch eine Verfügung des Finanz⸗ 
Miniſters ſämmtliche Behörden angewieſen worden ſind, dieſe Geld⸗ 
ſtücke unter keinen Umſtänden anzunehmen, ſondern die Beſtände 
unter Anrechnung des Nominalwerths an die Regierungs⸗Haupteaſſe 


unſer wirthſchaftliches Leben gerettet; auf dem Fundamente der humanen; abzuführen und bis auf weitere Beſtimmung aſſerriren zu laſſen. — 


Durch die anderweite Organiſation der Polizei⸗Verwaltung, welche durch 
die Beſtimmungen der neuen Kreisordnung bedingt iſt, wird ein großer 
Theil der Beamten der Domänen⸗Verwaltung in denjenigen Landes⸗ 
theilen disponibel, in denen dem Domänenfiscus die Polizeiverwaltung 


ich allerdings Blätter, von denen faſt jede einzelne Nummer eine Verleum⸗ in den Domänen⸗Ortſchaften bisher oblag, namentlich in den Regie⸗ 


rungsbezirken Königsberg, Gumbinnen, Danzig, Marienwerder, Pots⸗ 
dam, Frankfurt a. d. O., Stettin, Coeslin, Breslau und Liegnitz. 
Zum Theit werden dieſe Beamte, ſoweit ſie feſt angeſtellt ſind, auf 
Wartegeld geſetzt, zum Theil werden ſie, wenn ſie auf Kündigung an⸗ 
geſtellt find, zunächſt aus dem Dienſt entlaſſen. Doch iſt Fürſorge 
getroffen, daß dieſe, welche ohne ihr Verſchulden aus der bisherigen 
Thätigkeit ausſcheiden, ſo ſchnell als möglich im amtlichen Dienſt wie⸗ 
der Verwendung finden und zwar ſind von Seiten der Centralbehörde 
Verfügungen ergangen, daß bei Wiederbeſetzung geeigneter Stellen auf 
fie vorzugsweiſe Rückſicht genommen werde. 

Poſen, 17. Febr. [Polniſch⸗ultramontane Demonſtra⸗ 
tion.] Die Beerdigung des in der vergangenen Woche verſtorbenen 
Rittergutsbeſitzers Stanislaus v. Myeielski auf Punitz geſtaltete ſich. 
zu einer polniſch-ultramontanen Demonſtration. Obwohl 
Herr v. Mycielski ſelbſt den Wunſch nach einem ſtillen und möglichſt 
beſcheidenen Begräbniſſe ausgeſprochen hatte und die Familie in dieſem 
Sinne handeln wollte, wußte es die Geiſtlichkeit und ihr Anhang 
durchzusetzen, daß drei Tage hindurch Begräbnißfeierlichkeiten mit Ent⸗ 
faltung des größten Pompes veranſtaltet wurden. Damit Allen klar 
werde, wie die Kirche einen ihr ergebenen Diener ehre, war ſelbſt der 
Weihbiſchof Janiſzewöki erſchienen, der bei dem Begräbniſſe des 
Prälaten Zienkiewicz durch ſeine Abweſenheit glänzte. Den Leichen⸗ 
Conduct führte der Drtspfarrer und Landtagsabgeordnete Dr. Respadek. 
Die Beiſetzung der Leiche fand in Goſtyn in der Familiengruft ſtatt. 
Die Leichenrede in der Kirche hielt der bekannte Ganonteus v. Koz⸗ 
mian. Er betonte vor Allem, daß der Verſtorbene der Kirche gehor⸗ 
ſam geweſen und ſein Verluſt bei der gegenwärtigen ſchweren Zeit 
doppelt zu beklagen ſei. Beim Eingang in die Familiengruft ergriff 
noch einmal der Propſt Dr. Respadek das Wort, um anknüpfend an 


die Religiöſttät des Verblichenen die ganze polniſche Bevölkerung, vor 


Allem die Jugend zu ermahnen, der Kirche treu zu bleiben und die 
katholiſche Tradition hochzuhalten, welche allein nur Erlöſung aus der 
jetzigen ſchrecklichen Lage bringen könne. — Die Spitze dieſer Reden 
zielt gegen die neuen Kirchengeſetze, beſonders gegen die Auflöſung der 


merkung über die Arbeiter, welche drei Jahre gedient haben, und feine wei⸗ Jeſuilenklöſter, und die Demonſtration galt weniger dem frommen. 


Verſtorbenen, als dem Bruder des Jeſuitenpriors Michael v. M., 
der das Kloſter zu Schrimm räumen mußte. (P. 3.) 
Poſen, 19. Februar. [Ernennung.] An Stelle des zum 
Oberregierungsrathe ernannten Conſiſtorialrathes v. d. Groeben ift 
der Rechtsanwalt und Notar Lüke aus Schweidnitz zum Conſiſto⸗ 
rialrath und Juſtiziarius bei dem hieſigen königl. Conſiſtorium ernannt 
worden. (Oſtd. Z.) 
Braunſchweig, 16. Febr. [Betreffs der Regentſchafts⸗ 
Fragel ſollen die Stände, wie der „Magd. Ztg.“ mitgetheilt wird, 
in geheimer Sitzung des Landtages ſich dafür ausgeſprochen haben, 
die Sache bis auf Weiteres ruhen zu laſſen. Das „Braunſchweiger 
Tagebl.“ meint, es würde ſich ſchwerlich ein deutſcher Prinz bereit 
finden, ohne Zuſtimmung des Kaiſers die Regentſchaft zu übernehmen. 
Daß das Herzogthum nicht ſo ohne Weiteres in Anarchie gerathe, 
wie man von gewiſſer Seite befürchte, dafür werden feiner Zeit fon 
Kaiſer und Reich auch ohne Regentſchafts⸗Geſetz zu ſorgen wiſſen. 
Aus Weſtphalen, 16. Febr. h esp ace le des weſtphäli⸗ 
ſchen Adels.] Daß ein Theil des weſtphäliſchen Adels mit der jeſuitiſch⸗ 


r 


1 


mächtig, darnieder liegt. \ 


lichen Amtshauptmann v. Nickiſch⸗Noſenegk übertragen worden. (K. 3.) nichts wiſſen wollten, und fie nicht unterftübten, Darauf Auflöſung des In der heute abgehaltenen Aufſichtsrathsſizung der Vereinigten Königs⸗ und 


rden und 1878 bei Gelegen 3 in ectirten allgemeine 
tſchen Turnfeſtes em Gewerbeverein 


laſſ „ „ 
Arnst Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts ⸗ 
OB [gegenwärtig in Wien im Reichsrath und ift als ſolcher während Sternwarte zu Breslau. 


der Sitzung „unnahbar“. Was die Beſchwerdepunkte anlangt, fol” Februar 19. 20. Nachm. 2 U. | Abos. 10 U. Mor. “ u. 
hr. iſt Kranowitz zwar eine Adminiſtratur, aber der canoniſch inveſtirte] Luftdruck bei O0... ... 3a 15 2327,80 | = 980 
Pfarrer lebt noch und hat nur an ſeiner Stelle perſönlich einen Ad⸗ Bin deut . “= Sn 75 ER 14/65 
A| miniſtrator beſtellt. Es liegt alſo keine Vacanz vor. Soppau und Dunſtſättigunngg 78 pCt. 90 pCt. 80 pct. 
Krenzendorf haben ſogar canoniſch jimveftirte Pfarrer. Vielleicht ging. Wind . NW. 1 ND. 0 NO. 1 
das Mißverſtändniß aus dem Streite hervor, wer bei den eingezogenen] Wetten wollig. heiter. wolkig. 


ren, theils in ſicherer Ausſicht ſteben. Unter dieſen Umſtänden trete Deutſchmeiſtergütern (zu denen die genannten Pfarreien gehörten) 20. Febr. W D. B. AM. 78 C P. — N. 10 C 
an die Katholiken der Diöceſe die Pflicht heran, ihrerſeits nach Möglichkei ) es 19 en Pfarreien ge) Breslau, 20. Febr. [Waſſerſt and O.⸗B. 4 M. 78 Cm. U.⸗P. — Di. 10 Em. 
der bedrängten Lage ihres beiten Abbelen ne Aa Patron der Kirche iſt. Dieſe Sache iſt aber durch Zugeſtändniß des 22 ]ð2éẽg . SEN Sir 
ſich „kaum annähernd ermeſſen, wie große Summen erforderlich ſein würden, Herrn Fürzerzbiſchofs ad hoc beglichen. Freilich bleiben noch außer⸗ Berlin, 19. Februar. Die ſeit Beginn dieſer Woche aufgetretene Feſtig⸗ 
um den hochwürdigſten Herrn Biſchof in Stand zu ſetzen, ſowohl feinen eige- dem fünf angeſtellte Cooperatoren, durch deren „ungeſetzliche“ An⸗ keit herrſchte, nachdem Credit und Franzoſen anfänglich ſich matter gezeigt, 

ſtellung derſelbe ſich „vergangen“ haben ſoll; aber er iſt jetzt, wie auch heute ungeſchwächt vor, wenn auch in den Coursnotirungen nur gering⸗ 


nen Lebensunterhalt (1) zu beſtreiten, wie auch diejenigen Geiſtlichen, denen b f ö 
ihre Beneficien entzogen werden“, vor Noth zu ee doch ſei anzuneh⸗ geſagt „unnahbar“ fügige und vereinzelte Beſſerungen zu verzeichnen ſind. Die Geſammk⸗ 
men, daß das nach und nach hervortretende Bedürfniß ſehr erheblich ſein AL FE phyſtognomie zeigte ſich lebhafter und es war unverkennbar, daß die Börſe 
werde. Bei dieſer ir ſei, „ähnlich wie in andern (1) Diöceſen“ auch Schleſiſche Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur. willig den a la hausse gerichteten Beſtrebungen ſich bingab, zeitweiſe wann 
in der Paderborner ein Central⸗Comite in der Bildung begriffen, welches Sonntags Nachmittags 5 Uhr ſprach Herr Profeſſor Dr. Brentano im] der Verkehr ſogar einen animirteren Charakter, in welcher Beziehung ſich be⸗ 
Muſikſaale der k. 1 über die engliſche Chartiſten bewegung. ſonders Oeſterr. Creditactien auszeichneten. Die für dieſelben in den letzten 
Der Vortragende hebt einleitend hervor, wie Jedermann auch ohne die geringſten Tagen erwachte Vorliebe der Börſe iſt, obgleich der Cours bereits eine nicht 
hiſtoriſchen, juridiſchen oder öconomiſchen Kenntniſſe jederzeit bereit ſei, über unbedeutende Erhöhung erfahren hat, eher noch im Zunehmen len 2 
offenbarte Fragen mitzuſprechen. Selbſt Männer der Wiſſenſchaft, welche in | In Franzoſen waren die Coursvariationen, in Lombarden war das Geſchäft 
ihren reſp. Disciplinen nur nach den eingehendſten Unterſuchungen eine An⸗ ohne Bedeutung. Der übrige Verkehr trug den Charakter der Feſtigkeit, den 
ficht äußern, verhalten ſich in der Discuſſton ſocial politiſcher Fragen, als ihr Hauſſe: und Deckungskäufe aufdrückten, mit Ausnahme des größeren 
ob dieſe keinerlei Studien und keinerlei wiſſenſchaftliche Methode voraus⸗ Theiles der Bergwerkspapiere, von denen nur für Laurahütte ſpeculative 
ſetzten. Bei ſolchem Sachverhalt ſei es nicht zu derwundern, daß ſich trotz Thätigkeit, welche dem Courſe aufhalf, hervortrat. 99 90 Nebend. behaupteten 
geben werden“, und find an den Frhrn. von Schorlemer⸗Overhagen zu aller Entſchiedenheit, mit der ſocial⸗politiſche Meinungen vorgetragen wurden, ſich in guter Feſtigkeit, age d i gelaſſen hatten, Oeſt. Nordweſtb. 
rnsberg einzuſenden. Der weſtphäliſche Adel ſoll es alſo zu jener Auf: keinerlei Feſtigkeit in denſelben finde, nirgend ein raſcheres mſchlagen. Und blieben wie die meiſten übrigen Deviſen dieſer Gattung unverändert, Kaſchau⸗ 
gabe machen, in planmäßiger Weiſe die Widerſetzlichkeit des Paderborner krete eine unbegueme Erſcheinung auf, jo ſei man, um ſie zu bannen, gleid | Oderberger und Dux⸗Bodenbach belebt und höher. In auswärtigen Fonds 
iſchofs bei guten Kräften zu erhalten, und ihm fein Martyrium beſtmöglichſt bereit, alle freiheitlichen Principien zu opfern. Dies jei nur eben wahr mit ließ der Verkehr nicht alles Leben vermiſſen, namentlich war Oeſterreſchiſche 
zu berfühen. Ob das im Sinne dieſes Prälaten iſt, der bekanntlich die Rückſicht auf unſere ſocial demokratische Bewegung. Ueber die Mehrzahl] Papierrente begehrt und ſteigend, Silberrente trug zwar ebenfalls eine kleine 
„diocletianiſche Chriſtenverſolgung“ erfunden und wiederholt ſehnliches unſerer Gebildeten ſei dieſelbe wie etwas Unerhörtes hereingebrochen. Trab: a davon, wurde aber nur in geringem Maße umgeſetzt. Loos⸗ 
Verlangen nach einem recht intenſiven Martyrium kundgegeben hat, wollen dem habe das vorgeſchrittenere England eine Bewegung gehabt, die in jeder Papiere blieben ganz geſchäftslos. Italiener gingen zu unveränderter Not 
wir hier umunterſucht laſſen. Jedenfalls es iſt aber bedeutſam zu conftatiren, | Beziehung unferer foctal-demokratiihen Bewegung eniſpreche? die Chartiſten | um, Tabat-Actien und Tabak Obligattonen wären in gutem Begebr. Auch 
daß eine Anzahl von Adeligen unſerer Provinz, den Traditionen des preußi⸗ Bewegung. Das Weſen der Social⸗Demokratie, das ſo wenig anerkannt Türken zeigten ſich lebhaft und im Courſe anziehend. In Amerik. fanden 
ſchen Adels in das Geſicht ſchlägt, welche bekanntlich darin beſtehen, als eine werde, daß Viele ſogar den Strike — die Anwendung der Mancheſtertheorie einige Umſätze ſtatt und führte man als Grund der Feſtigkeit dieſer Effecten 
ſeſte Stütze des Thrones denſelben gegen jeden unberechtigten Angreifer auf die Waare Arbeit — für etwas Social⸗Demokraliſches hielten, beſtehe an, daß der deutſche Reichzinvalidenfonds als Käufer aufträte. Ruſſiſche 
und fühe derſelbe auch auf dem päpſtlichen Thron, mit Aufbietung aller nämlich in dem Streben, die Staatsgewalt in die Hände der fog. arbeiten: Werthe beliebt, namentlich Lſtr.⸗Anleihen, Bahnen und Bodencredit, Deutſche 
Kraft zu vertheidigen. Wer die Staatsgeſetze mißachtet, und offen ver⸗ den Claſſen zu bringen, um dann bon Staatswegen die Geſellſchaft im und Preußiſche Fonds feſt und wenig verändert, Meininger Prämien⸗ 
pöhnt, fall auch die etwaige Folgen ſolchen ſrepleriſchen Thuns tragen, und Arbeiter ⸗Intereſſe zu ordnen. Und in nichts Anderem habe das Anleihe und Köln⸗Mindener Loosantheile belebt. Das Prioritätenge⸗ 
kein loyaler Staatsbürger ſoll ſich veranlaßt ſehen, dieſe Folgen von dem Weſen des Chartismus beſtanden. Der Vortragende zeigt dann, wie der ſchäft hat an Regſamkeit eingebüßt, da die bisherigen Käufer wegen 
Geſetzesübertreter abzuwenden. Aber freilich, der Sitten⸗Katechismus des Chartismus entſtand, weil das reſormirte Parlament die Erwartungen, welche des mangelnden Materials allgemach anfangen, ſich zurückzuziehen 
ſeſuitismus, für den die Fürſten auch nur Knechte der römiſchen Curie find, die Arbeiter in daſſelbe geſetzt hatten, nicht erfüllten. Dies rief im J. 1637 und ſich anderen Gebieten zuwenden; Lundenburg⸗Grußbacher und 
utet anders. (Elberf. Ztg.) die Londoner Arbeitergeſellſchaft hervor, deren Auftreten die Lostrennung der Ungariſche Nord⸗Oſthahn rege begehrt, anch Ruſſiſche Prioritäten 
Düren, 14. Februar. [Freiherr von Leykam.] Von Elſum engliſchen Arbeiterllaſſe von der liberalen Partei und ihre Conſtituirung als beliebt, Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war das Geſchäft nur ſchwach be⸗ 
erhält der „Dürener Anzeiger“ die Nachricht, daß der Landtags⸗ und beſondere Partei bezeichnet. Aus ihrem Schooß ging die Charte mit ihren be⸗ lebt. Die Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Deviſen zogen unbedeutend an. Rumänier 
Alb 8 DE ee, 8 RD kannten 6 Forderungen hervor, deren weſentlichſte das allgemeine Stimmrecht verfolgten ſteigende Tendenz, ferner waren Oſtpreußiſche Südhahn, Breſt⸗ 
Reichstags⸗ geordnete Freiherr v. Leykam, verfloſſene Woche von Ber⸗ war. Sie wurden von den Radikalen in allen Theilen Englands angenom⸗ Kiew, Nahebahn und Tamines⸗Landen belebt und höher. Bankaclien waren 
lin erkrankt zurückgekehrt, in der Nacht vom 8. auf den 9. d. Mts.] men. Hauptſächlich erhielt aber der Chartismus Verſtär ung, indem die im Allgemeinen recht feſt, Darmſtädter, Disconto⸗Geſ., Prov.⸗Gewerhehank 
vom Schlagfluſſe getroffen worden iſt, und der Sprache nicht mehr 


einen Fonds & obengedachtem Zwecke bilden wolle, und „im debian a 
mit dem Biſchof ſofort und überall da einzutreten hätte, wo die Noth an ein 
Mitglied des Clerus herantrete. „Vor Allem möchte es als eine edle und 
ſchöne Pflicht des in der Diöceſe Paderborn angeſeſſenen Adels erſcheinen, 
ſeinerſeits dieſe Zwecke nicht nur fördern zu helfen, ſondern mit ſeinem Bei⸗ 
ſpiele (1) der ganzen katholiſchen Bevölkerung voranzugehen.“ Die Beiträge 
können, wie das Rundſchreiben weiter belehrend forlfährt, „als einmalige 
oder als jährliche auf eine Reihe (1) von Jahren (etwa 3 Jahren) ge⸗ 


Maſſen, welche in Folge der das Fabrikſyſtem zuerſt begleitenden Mißbräuche und ſteigend, letztere über Cours begehrt; Producten⸗ und Handelsbank belebt, 
der 7 ne, des 1 15 he e u Chart 15 feen ener e ner Er 1 15 er e Spiele 
N a N der Charte ihr Heil erwarteten. eberhaupt zeigte ſich der Chartismus hagen, Eſſener Credit⸗, eraer Credit⸗ üringer Ban eipziger 
Düſſeldorf, 17. Febr. [Bea mtenwechſel! Wie beſtimmt nicht als eine politiſche ſondern als eine Meſſer⸗ und Gabelfeage Um die Cxeditbank, Wiener Unionsbank bevorzugt. Disconto⸗Commandit 166%, pr. 
verlautet, iſt der clericale Regierungsrath Raitz v. Frentz um ſeine Charte zu berwirklichen, wurde zunächſt eine Petition an's Parlament auf⸗ ult. 165% - 165%4—167, Provinzial⸗Discont 87%. Induſtriepapiere zwar 
Entlaſſung eingekommen. An Stelle ſeines nach Stettin verfetzten gelebt, 1 abtt auf en ie e a 10100 171 = an 155 vorher gent Scham doch 9 Mien ad 1 
f N 1 2 Volckmar parlament gewählt auf Verſammlungen, die an Wildheit alles in Deutſchlaud Pleßner etwas niedriger, Roſto iffbau, Freun ünnich und Weſtfä⸗ 
1015 e de 1910 EL ene en 18 je Erlebte wohl überbieten. Als das Parlament die Petition verworfen liſche Union beachtet, Centralheizung ſteigend, Laurahütte 167%, ult. 166% 
MR in das hieſige Regierungs Collegium eingetreten, und hatte forderte jenes Vollsparlament, der ſog. nationale Convent, ſämmtliche 660%, Dortmunder Union 71%, ult. 70% 71% Victoria unver⸗ 

für den ebenfalls wegen ſeines Clericalismus zur Dispoſition geſtellten Arbeiter auf, einen ganzen Monat zu feiern. Dieſe Idee ſchlug fehl, da die ändert, Wechſel ſehr ftill. (Bank u. H.⸗Z.) 
Grafen Spee iſt die Verwaltung des Landkreiſes Düſſeldorſ deen könig⸗ Ariſtokratie der Gewerbe, die gewerkvereinten Arbeiter, von dem Chartismus * Derlin, 19, Fehr ere ö und Sanrahütte] 


Kaſſel, 17. Febr. [Friedrich Oetker] Die „Heſſ. Morgen⸗ eher bes 9 00 nn en die Geſege ae 8 ane e En e Ba ai 
u ibt: „Die kürzli . des 5 5 en: ® : a De rasen 25 5 ie Erhöhung und Productivität der Werke gerichteten Bauausführungen für 
Ztg.“ ſchreibt: „Die kürzlich gemeldete Erkrankung des Herrn Dr. hatte die engliſche Regierung der aufgeregten öffentlichen Meinung zum Trotz, das laufende Geſchäftsjahr genehmigt und en die reſtliche Einzahlang 


Fr. Oetker in Vernex⸗Montreux hat leider eine fo ernſtliche Wendung den Verſammlungen der Chartiſten keine Hinderniſſe bereitet. Erſt als offene 50 h BER NEN N e ng 
genommen, dab ihm jede geihffliche Täligeit unmöglich if. Wie|Nebelion geneebit wurde, tat fir ein. „Der Bortragenpe (dient ven As den weiren arkhäftihen Mithrltungen der Dirham, wolhe Anler 


\ udlich z 6 ET f Ri Aufruhr in Birmingham und die bewaffnete Inſurrection in Wales. Beide 5 a. Mf . > ae 
es daher verſtändlich iſt, wenn Herr Pr. Oetker feinen noch immer wurden niedergeworfen. Am Anfang 1840 waren alle Chartiſtenführer von e dh ee a die Pn 1 


ſehr ausgedehnten Brieſwechſel ſeinerſeits einſtweilen unterbricht, jo iſt Bedeutung verhaftet. Dadurch wurde die Bewegung weniger laut und ſchon e i ten | 
auch zu hoffen, daß feine Freunde Zuſchriſten an ihn auſſchieben, fo-|jubelte die Preſſe über vas Ende des Chartiämus und vie Whigs nahmen das⸗ 1 ir ai Wal erte er ee e 
weit fie nur irgend Aufſchub vertragen, bis wir — hoffentlich recht ſelbe als ihr großes Verdienſt in Anſpruch. Dies gab Thomas Carlyle Veranlaſ⸗ | Die B Einnah 15 rks⸗Ferkigproducten. 1 br Zink 7 
f in dem f Krane ſung zu einer bitteren Schrift, in der er ausführte, der Chartismus werde ir: Die Baar einnahme betrug zuſammen 34606, 10 Thlr. 27 Gyr. 6 5 
52 = eine Beſſerung in dem Befinden des verehrten Kranken mel- niche eden, fo Hange die Aſachen nuch beſtanden, die ihn besborgenifeit 15 1078 95 Se men 800 DE BEN 1872,73 mehr 
. Recht. ; } 0 ig N ö r. 17 gr. Ende December agen an feſt über⸗ 
Straßburg, im Februar. [Biſchof Räß! hat vor feiner Reiſe ae . Ad RS a war nommenen 3 ufträgen zur Effectuirung im zweiten Semeſter des laufenden 
zum Reichstage dem Oberpräſidenten einen Beſuch gemacht. Wenn leit 18 br e d . e 
nicht das Alter den geiſtlichen Herrn zu ſehr beſchwert, ſo iſt er durch nee 55 U e ar 
feine ſonſtigen Eigenſchaften berufen, der Wortführer ferner Laudsleute | ih i ſerſan 8 6 \ 
zu ſein. Wenigſtens galt er früher, während feiner Wirkſamkeit in digung der Zeitverhäliniffe und um Bunzlau in dieſer Beziehuſg nicht bin⸗ 8 
m en einen der bedeutendſten Kanzelredner des 300 die 9 1 155 an e n e e um b 
= 7 5 2 5 8 ä 200 Thlr. zu erhohen; das Gehalt des Bürgermeiſters beträgt nunmehr 
Straßburg, 19. Februar. [Die Parteiverhältniſſe.] Dem 1500, das des Kämmerers Be und des Baurathsherrn je 
„Elſäſſer Journal“ zufolge dürfte die geſtern vom Biſchof Raeß im 1100 Thlr. In verſelben Sitzung wurde auf Antrag des Magiſtrats die 
Reichstage abgegebene Erklärung, welche bei der hieſigen Bevölkerung 
bedeutendes Aufſehen gemacht hat, vorausſichtlich zu einer Umbildung den Lehrer ein Gehalt von 300 Thlr. bewilligt. — Im Anfang d. M. wurde 
der gegenwärtigen Parteiverhältniſſe führen. Das genannte Blatt hier die erſte diesjährige Kreis⸗Lehrerverſammlung abgehalten, in welcher[neralverſammlung d 
glaubt fein eigenes Urtheil über die Erklärung bis zum Vorliegen des Lehrer Heidrich pon hier ein Referat über die dom pädagogiſchen Verein Aenderun 


Cottbus, 19. Februar. [Der Aufſichtsrath der Ni i 
Bank] hat in der heutigen Sitzung nach fbr ier Dtung 


igen ü ſtarker Dotirung des Reſer 
fonds, der dadurch bereits ein Drittel der ſtatutenmäßigen Höhe 1 
e 


Dividende für 1873 auf 6% pCt. feſtgeſezt. Die Genes ng findet 
HL % PCt. feſtgeſetz ie Gene alverſammlung findet 


da bhif eri nick 5 : zu Görlitz aufgeſtellten „Theſen über Neugeſtaltung unferer Stechtichreibung | 1. 
VVV 5 und deren Begründun , Portrug; darauf folgte die Neuwahl des Versandes 
Schweiz. und ein gemüthliches Zuſammenſein der Mitglieder. — Wie alljährlich, fo ſtellenden Noten die Summe von je 900,000 


Bern, 14. Febr. [Zu den kirchlichen Wirren. — Weib: des Mair Semingr auff 

; F 7 : 8 Waiſenhauſes und Seminars größere Muſikaufführungen veranſtaltet 
liche Studirende.] Augenblicklich bereiſt ein Abgeordneter der] worden; die des Gymnaſſums Du 1 der Aula unter Leitung des Geſang⸗ 
Berner Regierung den Jura, um die in Folge der neuen Kirchen- lehrers Schwartz und unter Mitwirkung der Stadtkapelle und einiger Dilet⸗ 


geſetze nothwendig gewordene Reorganiſation der dortigen katholiſchen tanten von bier und auswärts ſtatt; das reichhaltige Programm enthielt 
5 ; j m 14 u. A. ein Soprau⸗Solo aus den Jahreszeiten (Sommer), ein Tenor⸗Solo 
Gemeinden zu ſtudiren. Da derſelbe zu dieſem Zecke ſich mit den be⸗ aus Elias, die Spontiniſche Borufftg, ein Duett aus © ſſonda, den Pfale 


treffenden Gemeinden in Vernehmen zu ſetzen hat und bei dieſer Ge⸗ „Herr unſer Gott. und zum Schluß den ganzen „Frühling“ aus den „Jah: 
legenheit über viele bis jetzt falſch aufgefaßte Punkte Aufklärung er⸗ reszeiten“ von Haydn. Der Ertrag iſt der Kaiſer⸗Wilhelms⸗Stiftung für 
theilen wird, hofft man, daß feine Miffion zur Beruhigung der dorti- | Angehörige von Theilnehmern an dem deutſch franz Kriege zugefloſſen. Das 

Concert des Seminars und des Waiſenhauſes fand im „Odeon“ unter Lei⸗ 


Hamburg, 19. Februar. [Der Verwaltungsrath der int io⸗ 
nalen Bant] in Hamburg ſetzte die Dividende für 915 Geſchäftsſahr 1875 
auf 16 Reichsmark 80 Pfennige per Actie (gleich 7 pCt.) feſt. 5 a 


gen Bevölkerung nicht wenig beitragen werde. — Wie man aus t ung des Seminarlebrere⸗ ? | ö 0 

8 BER 8 ; ö rer" Drath und zum Beſten von Lehrer⸗Wittwen und 70 RS 
Pruntrut meldet, iſt dort für die bevorſtehende Faſtnacht jede Art arten ftalt. Das namentlich für den Muſilkenner höchſt intereſſante Pro: etailpreife 
Maskerade von der Polizeibehörde verboten worden, eine Maßregel, gramm bildeten „Parallel⸗Compoſitionen für Vocal, Juſtrumental⸗ und 9 3 0 Q loco 


welche bei den gegenwärtigen Verhältniſſen vollſtändig gerechtfertigt ift. | Enſemblemuſik von B. Klein, C. Kreutzer, Becker, Gluck, Gersbach, Meth⸗ 
Zugleich berichtet man von dort die vorgeſtern erfolgte Freilaſſung des ae 00 170 5 0 3. fenen 0 0 N 
nun feit drei Wochen verhaftet geweſenen Decans Hornſtein; 1 Beifalls. — Der am 9980 Saab ed vom e veranſtalete 
Freilaſſung folgte jedoch auf dem Fuße die Ausweiſung aus dem Jura. zweite „geſellige Abend“, deſſen Programm aus Concert, lebenden Bildern, 
Er ſoll ſich nach Delle, eben jenſeit der franzöſiſchen Grenze, begeben einem Juodlibet, einer ga und Ball beſtand, war wieder fo zahlreich be⸗ 
haben. — Der Regierungsrath von Bern hat ein Reglement über dle Sc daß die weiten Rune Dr 8 5 115 Ar Ständen angehörigen 
Zulaſſung weiblicher Studirenden zur hieſigen Univerfität erlaſſen. Laut Hau und Tanzluſtigen kaum zu fallen vermochten. 
demſelben werden in wiſſenſchaftlicher Beziehung an fie die gleichen 
Anforderungen geſtellt, wie an die anderen Studenten. Außerdem 
haben diejenigen, welche nicht eigenen Rechtes ſind, eine Bewilligung 
ihrer Rechtsvertreter vorzulegen, und diejenigen, die eigenen Rechtes, 
eine Beſcheinigung, daß dies der Fall ſei. 
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Provinz ial-Beitung. 

zen Breslau, 20. Februar. [Gegen den Fürſtbiſchof von 
Olmütz.] Die „Bresl. Ztg.“ brachte vor einiger Zeit eine Notiz, 
daß gegen den Fürſtbiſchof von Olmütz preußiſcher Seits Be⸗ 
ſchwerden erhoben worden ſeien wegen Verletzung der Maigeſetze. Die 
„Germania! 
gaben. Sie meldet: 
Erzdiöceſe (Kreis Leob 
biſchof von Olmütz, Landgraf 
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Y 
ahr 625 —62 , — 7 Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 61%—61% Thlr. bez., pr. 
Hun Ful 60% —60½ Thlr. bez., pr. Juli⸗Auguſt 59% —59—59 4 Thlr. bez., 
. Auguſt⸗September — Thlr. bez., pr. September⸗October 58% —58—58% 
hir. bez. Gekündigt 1000 Cine. Kündigungspreis 63 Thlr. — Gerſte loco 
60—76 Thlr. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 52— 
62 Thlr. nach Qualität gefordert, ſchleſiſcher — Thlr. bez., böhmiſcher 59.— 
61 Thlr., oſtpreußiſcher 5860 ¼ Thlr., weſtpreußiſcher 58 60% Thlr., gali⸗ 
ziſcher — Thlr. bez., pommerſcher 59—61 Thlr., uckermärker 59—61 Thlr. ab 
Bahn bez., per Januar⸗Februar — Thlr. bez., pr. Februar⸗März — Thlr. 
bez., pr. Frühjahr 59% Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 599—% Thlr. bez., pr. 
Juni-Juli 59% Thlr. bez., pr. Juli⸗Auguſt 56% —56% Thlr. bez., pr. 
Auguſt⸗September — Thlr. bez. Gekündigt 1000 Cine. Kündigungspreis 
59, Thlr — Erbſen: Kochwaare 59—66 Thlr. bez., Futterwaare 53—58 
Thlr. bez. — Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. unverſteuert inel. Sack 
11% 11% Thlr., Nr. 0 und 1 10%—10% Thlr. — Roggenmehl Nr. 0 
94 —9 , Thlr., Nr. 0 und 1 98% Thlr. — Roggenmehl Nr. O und 1: 
pr. Januar⸗Februar 9 Thlr. 6% Sgr. bez., Februar⸗März 9 Thlr. 6% Ser. 
bez., pr. März April 9 Thlr. 6%—7 Sgr. bez., pr. April⸗Mai 9 Thlr. 8% 
7 Sgr. bez., n A 9 Thlr. 7%—7 Sgr. bez., pr. Juni⸗Juli 9 Thlr. 
6½ 6 Sgr. bez., pr. Juli⸗Auguſt 9 Thlr. 5—4 Sgr. bez., pr. September⸗ 
October 9 Thlr. — Sgr. bez. Gekündigt — Etur. Kündigungspreis — 
Thlr. — Sgr. — Rüböl per 100 Kilo netto loco ohne Faß 18% Thlr. bez., 
mit Faß 19% Thlr. bez., per Januar⸗Februar 19% Thlr. bez., pr. Februar⸗ 
März 19% Thlr. bez., pr. März⸗April 19% Thlr. bez., pr. Frühjahr — 
Thlr. bez., pr. April⸗Mai 19% —19% Thlr. bez., pr. Mai⸗Juni 19%, Thlr. 
bez., pr. Auguſt⸗September — Thlr. bez., September⸗October 21, —21 Thlr. 
bez. Gekündigt — Etnur. Kündigungspreis — Thlr. — Leinöl loco 22% 
Thlr. — Petroleum per 100 Kilo incl. Faß loco 10% Thlr. bez. pr. Ja⸗ 
nuar⸗Februar IX Thlr. bez., pr. Februar⸗März 9% Thlr. bez., März April 
— Thlr. bez., pr. April⸗Mai 9 Thlr. bez., Mai⸗Juni — Thlr. bez., pr. 
ee 10% Thlr. bez. Gekündigt 100 Barrels. Kündigungs⸗ 
preis 9% 15 
x Spiritus pr. 10,000 pCt. loco „ohne Faß“ 21 Thlr. 25 Sgr. bez, „mit 
10 pr. Januar⸗Februar 22 Thlr. 10—5 Sgr. bez., pr. Februar⸗März 22 
Thlr. 10—5 Sgr. bez., März⸗April 22 Thlr. 12—7 Sgr. bez., pr. April⸗ 
Mai 22 Thlr. 18—11 Sgr. bez., pr. Mai⸗Juni 22 Thlr. 20—15 Sgr. bez., 
pr. Sunijuli 23 Thlr. 1 Sgr. bis 22 Thlr. 25 Sgr. bez., pr. Juli⸗Auguſt 
3 Thlr. 10—4 Sgr. bez., per Auguſt⸗September 23 Thlr. 10—4 Sgr. bez., 
pr. September⸗October — Thlr. — Sgr. bez. — Gekündigt 10,000 Liter. 
Kündigungspreis 22 Thlr. 6 Sgr. 


# Breslau, 21. Febr., 9% Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war von wenig Bedeutung, bei ſchwachen Zufuhren und unver⸗ 
änderten Preiſen. 

Weizen, bei ſchwachem Angebot preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
e ee 8%, Thlr., gelber 7% bis 8% Thlr., feinſte Sorte über 

otiz bezahlt. 

Roggen wenig verändert, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6½ Thlr., feinſte 
Sorte ar Thlr. bezahlt. EN eigen 1 
u 01 it 119715 verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 6½ —6 7, Thlr., weiße 7% bis 

r. bezahlt. 
1 IR feſt, pr. 100 Kilogr. 5% bis 5½ Thlr., feinfte Sorte über 
Notiz bezahlt. 
Erbſen mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6% Thlr. 
f Wicken hoch gehalten, pr. 100 Kilogr. 5% bis 6 Thlr. 
g 40 i nn 15 gehalten, pr. 100 Kilogr. gelbe 5 bis 5½ Thlr., blaue 
Hu i r. 

Bohnen offerirt, pr. 100 Kilogr. 6% bis 6% Thlr. 

Mais mehr beachtet, pr. 100 Kilogr. 5%, bis 6% Thlr. 

Deliaaten mehr Kaufluſt. 

Schlaglein gut behauptet. 5 5 

Per 100 e 15 a Sgr., Pf. 


ruar 637 —63 „ Thlr. 5 


Schlag⸗Leinſaat 9 — — 
Winter⸗Raps .. 7 12 6 1 8 5 — 
Winter⸗Rübſen. 7 7 6 7 15 — 8 
Sommer⸗Rübſen- 7 2 6 7 15 — 8 — — 
Leindotte r 6 25 — 177 2 6 7 15 — 


Rapskuchen behauptet, ach 71—74 Sgi per 50 Kilogr. 
Leinkuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 103—105 Sgr. per 50 Kilogr. 

8 Kleeſaat in feſter Haltung, rothe feſter, ordinäre 11712 Thlr., 

mittle 13½— 15 Thlr., feine 15%—16 Thlr., bochfeine 16% —17 Thlr. pr. 

50 Kilogr., weiße ruhig, ordinäre 12—14 Thlr., mittle 15—17 Thlr., feine 

18—20 Thlr., hochfeine 21— 22% Thlr. pr. 50 Kiloge. 
Thymoth ee lebhaft gefragt, 10½ —12 Thlr. pr. 50 Kilogr. 
Kartoffeln pr. 50 Kilogr. 28 Sgr. bis 1 Thlr., pr. 5 Liter 34 —4 Sgr. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 
Verſailles, 19. Februar, Abends. Die Nationalverſammlung 
ſetzte die Steuerberathung fort, und nahm das Amendement Pouyers 
an, wonach eine feſte Steuer von 20 Centimes auf die Cheks gelegt 
wird, die zwiſchen Platz und Platz ſowie von 10 Centimes für Cheks, 
die nur am Platz verwendet werden; ſodann wurden Artikel 8 und 9 
mit dem Zuſatz angenommen, wonach die Geſetzbeſtimmungen 
für die franzöſiſchen Cheks auch auf ausländiſche anwendbar 
ſind, die in Frankreich zahlbar ſind; auch können Cheks vor 
der Indoſſirung der Abſtempelung unterzogen und mit einem beweg⸗ 
lichen Stempel von 10 Centimes belegt werden. Die Heute vertheilte 
Reegierungsvorlage fordert 7 Millionen pr. 1874 für Befeſtigungsar⸗ 
beiten in der Umgebung von Paris. 
Paris, 19. Februar, Abends. Die Blätter veröffentlichen den 
Wortlaut der Moltke'ſchen Reichstagsrede, heben ihre Bedeutung und 
Wichtigkeit hervor und weiſen darauf hin, daß Frankreich aus der 
Rede nützliche Lehren ziehen könne. \ 
Der „Meſſager de Paris“ erwähnt gerüchtweiſe, die Türkei ver: 
möge den April⸗Coupon der türkiſchen Anleihen von 1869 und 1873 
einzulöſen. 
Paris, 19. Febr., Abends. Boulevard Türken 39, 75. 
Nach Meldungen von der ſpaniſchen Grenze wird Berga von den 
Carliſten wieder belagert. 


Präſidenten gewählt. 

Haag, 19. Februar. Der holländiſche Conſul in Singapore hat 
heute telegraphiſch hierher gemeldet, daß die holländiſche Artillerie aus 
Atchin abgerückt iſt. Eine Abtheilung Truppen war in Atchin zurück⸗ 
geblieben, um an der Mosquée und dem Kraton Befeſtigungsarbeiten 
vorzunehmen. Es hieß, die Blokade von Atchin ſolle auch während 
dr bevorſtehenden Paſſatwindperiode aufrecht erhalten werden. 

Petersburg, 19. Febr. Der Kaiſer von Defterreich, die Groß⸗ 
fürſten mit ihren Gemahlinnen und die hier anweſenden fremden 
Fürſtlichkeiten haben dem geſtern von dem Adel dem öſterreichiſchen 
Kaiſer zu Ehren gegebenen Balle beigewohnt. Der Kaiſer Alexander 
war durch Unwohlſein an der Theilnahme verhindert. Kaiſer Franz 

Joſeph wurde bei feinem Erſcheinen ſehr ſympathiſch begrüßt. 


0. 1 
„| Breslau-Freib. Litt. D. 4½ — — 
de, 


Liſſabon, 19. Febr. General Lopez wurde in Paraguay zum] 


Queenstown, 19. Febr. Der 
iſt heute hier eingetroffen. ö 


Linie iſt hier eingetroffen. 


Weohsel-Course. 
Amsterdam250 Fl.] 0 T. 31 142% bz 
do. 40. 2M. 3 141½ bz 
56.20 G. 


Augsburg 108 Fl. 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. |41,199%, G. 


Frankf. a. M. 100 Fl. 


London 1 Let. . 3 M. 3½ 6.21 % bz 
Paris 300 Fres. 87.5 80¾ bz 
Petersburg iOS R. 8 M. 8% 19115 G. 
Warschau 90 SR. 8 T. 67 92% bz 
Wien 150 Fl. . 8 T. 5 |90 bz 
do. do. 2M. 5 89% bz 


Fonds- und Geld- Course. 
Freiw. Staats- Anleihej4, — — 
Staats- Anl. 44½ %ige 4½ 104 ½ G. 

do. consolid. 445 106 bz 

do, 4%% ige. 4 | 99 baz 
1 


Berliner Stadt-Oblig. 412 102% bz 
( Berliner ...... 4½ 102 E. 
Pommersche. 37 84½ B. 
Posen sche 4 93% bz 
Schlesische 3% 83 ½ 6. 
Kur- u. Neumärk. 4 4 
Pommersche. . 4 | 97% G. 
Pogensche 4 
Preussische . 4 
Westfäl, u. Rhein. 4 

Sächsische 4 99½% bz 

4 5 
4 
4 


Rentenbriete. Pfandbr. 


Schlesische 
Badische Präm.-Anl. . 
Baierische 4% Anleihe 
Cöln-Mind,Prämiensch.|31,| 97 126. 


Kurh, 40 Thlr.-Loose 71%, bz 
Badische 35 FL-Loose 41 bzB, 
Braunschw. Präm.-Anl. 22% bs. 
Oldenburger Loose 38 ½% bz B. 


Louisd’or 109%, bz Dollare 1.1158. 
Sovereigns 6 22, bz 
Napoleons 5.10% U. 
Imperials— — 


Oest. Bkn. 89%, bz 
Russ, Bkn, 92%, bz 


Hypotheken- Certificate. 


Kündbr. Cent.-Bod.-Or.ſB5 101 G. 
Unkünd, do. (1872) 51 bz 


do. rückbz, à 1105 105% 8. 
do. do, do, 4½ 98%, bz 
Unk. HI. d. Pr. Bd.-Ord.-B. 5 99%, ba 
do. III. Em. do. 5 97% bz 
Kündb. Hyp.-Schuld. do. 5 | 97%, @. 
Hyp.Anth. Nord-G.-C. B. 5 101½ bz 
Pomm. Hypoth.-Briefefs 101% bzG, 
Goth. Präm.-Pf. I. Em,|5 106 bz 
do. do. II. Em. 5 103 M br 
eee 5 101 ½% bz 
do. 4½ % do. domI10·04½ 96%, bz 
Meininger Präm,-Pidb*|4 | 05% G. 
Oest. Silberpfandbr.. 5 — — 
do. Hyp. Crd.-Pfndb:l5%| 70 G. 
Pfdb. d. Oèst. Bd.-Or.-Gs-. 5 841, bz 
Südd. Bod.-Cxed.-Pfäb-|5 102 U. 
Wiener Silberpfandbr 5½ 72 bz 


Ausländische Fonds. 

Oest, Silberrente ... „415 687% 
do. Papierrente . 41½ 63 ½a R 
do. Lott.-Anl. v. 68.15 f 96% etz G. 
Ae. 54er Präm.-Anl. . 4 | 96%, bad. 
do. Credit-Loose— 3 
do. 64er Loose 

Russ. Präm,-Anl, v. 645 
do. do. 18665 142% bz 
do. Bod.-Ored.-Pfdb. 5 | 861%, bz 

Russ.-Pol. Schatz-Obl.j4 | 83% bz 

Poln. Pfandbr. III. Em. 4 80%, G. 

Poln. Liquid.-Pfandbr. (4 68 52 

Amerik. 6% p. 18826 — — 
do, 0, p. 1885/6 103½ bed. 

do. 5% Anleihe. 5 99½ bz 

Französische Rente. 5 | 931% eibz& 

Ital. neue 5% Anleihel5 60 bzG. 

Ital. Tabak-Oblig. . ..|6 | 94%, bz. 


Raab-Grazerl180Thlr.L.|5 | 78%, bz&, 
Rumänische Anleihe .|8 — — 
Türkische Anleihe 5 | 385, eibzG, 
Ung. 50% St-Eisenb. Anl., 5 | 72% bzG. 


Schwedische 10 Thir.-Looge — — 
Finnische 10 Thlr. Loose — — 


— — — — 


Eisenbahn -Prioritäts- Actien. 
Berg.-Märk, Serie II. 4½ 101 B. 
do. III. v. St. 3½ g. 3½ 85 bzd. 
do. do FVI. 4½ 100% bak. 
do. Nordbahn!5 103% bzB, 
Berlin-Görlitz ..... 5 [104% B. 


do. . . . 40. 4½ 101 f. 

do. IV. 433 ¼½ G. 

do. . . . . Vu4 | 934, bad. 
Halle-Sorau-Guben . % [101 8. 
Hannover-Altenbeken.|44,| 397% G. 


Märkisch-Posener . . 5 
Niederschl.-Märkische,|]4 | 96 G. 
do, do. III. 496 B. 
do. do. IV. 4½ — — 
e A.. 3 93 18 
0. B „ 85 ½ G. 
EEE 40 938 
5 DPV. 4 85% 
0 B 3% 85½% B 
d, „ a 101% B 
ü ae A 1011, bzB 
4o. H. 44% 101% bz 
. 5 103 ¼ 0 


. 03 
do. von 1873.4 | 92% B. 
do. Brieg Neisse. 4½ — — 
ee (Wilh.) 4 — — 
o. 0 
do. — 46 — — 
do. ROT, a 
do. Stargard-Posen|4 | 93 G. 
do. do, II. Em. 4½% — — 
do. do, III. Em. 4 
drschl, Zweb. Lit. C.. —— 
do. do. do,D.5 — — 
Ostpreuss. Südbahn. 5 102% G. 
Rechte-Oder-Ufer-B. 5 103% bag 
Schlesw. Eisenbahn, , 4% 1100 B. 
45 


Chemnitz-Kometau 5 | 3% bz 
Dux-Bodenbach 8 277 
do. II, Emission. . 

Prag- Dunn 5 584% brd. 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.|5 | 95% B. 
do. de. neue.j5 | 92% B. 
Kaschau-Oderberg. 5 | 80% bzB 
Ung. Nordestbahn. ..ö | 6654b2G. 
Ung. Ostbahn ..... 5 
Lemberg-Czernewitz 5 

do. do. 115 | 81% bz 

do. do. Is | 71%bz6, 
Mährische Grenzbahn .|b 69½ etb2G. 
Mähr,-Schl.Centralbhn.\)5 | 50%, ha 
Kronpr. Rudolph-Bahn|d | 86%, bz 
Ogsterr.-Französische.|3 |312% bz& 

do. do, neuel3 |297% b2G. 
de. südl, Staatsbahn|3 249 ½ bz 


do... neues je era 3 250 % bz 
do. Obligatienen. 5 Be G 
Warschau-Wien II. |5 | 95% B. 
do. III. . 5 8 8. 
da, IV. . 45 97% 8 


Bank-Biscont 4 pr. Ot. 
Lombard-Zinsfuss 5 pr. Ot. 


Frmd. Bkn 99% bzB 


den ſollen, 


Berliner Börse vom 19. Februar 1874. 


Dampfer des North German Lloyd „Ohio“ 
Newyork, 19. Febr. Der Dampfer „City of Brooklyn“ von der Inman 


isenbahn - Stamm - Actlen, 


Divid. prof 1872 
Aachen-Mastricht. 
Berg.-Märkische , 
Berlin-Anhalt, .. 

do. Dresden... 
Berlin-Görlitz .„.| 3% 
Berlin-Hamburg 12 
Berl. Nordbahn. 5 
Berl.-Potsd.Magd.| 8 


— 
28 


Berlin-Stettin . 12 


Böhm. Westbahn. 5 
Breslau-Freib. 7½ 


do. neue 5 
Cöln-Ainden . 9/0 
do. neue 5 


Cuxhav. Eisenb..— 
Dux-BodenbachB.| 5 
Gal. Carl-Ludw. B. 7 
Halle-Sorau-Gub.| 0 
Hannover-Altenb.| 5 
Kaschau-Oderbrg,| 5 
Kronpr.Rudolphb.| 5 
Ludwigsh.-Bexb, .|11 
Märk.-Posener „.| 0 
Magäeb.-Halberst.| 8½ 
Magdeb.-Leipzig .|14 
do. Lit. B.] 4 
Mainz-Ludwigsh. 116% 
Niederschl.-Märk.] 4 
Oberschl. A. C. D. 13 
do. B. 13% 
do, neue. — 
Oester.-Fr. St.-B..|10 
Oest. Nordwestb..| 5 
Oester. südl. St.-B. 4 
Ostpreuss, Südb. 0 
Rechte O.-U.-Baun] 6 
Reichenberg-Pard| 4 
Rheinische 95 
Rhein-Nahe- Bahn 0 
Rumän.Eisenbhn.| 34% 
Schweiz Westbhn.] 1% 
Stargard-Posener.] 4%, 
Thüringer 
Warschau-Wien 10 


Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Actien. 


Berlin-Görlitzer . 
Berlin. Nordbahn 
BreslauWarschau 
Halle-Sorau-Gub,.. 
Hannover-Altenb. 
Kohlfurt Falkenb. 
Märkisch-Posener 
Magdeb.-Halberst. 

do. Lit. C. 
Ostpr. Südbahn. 
Pomm. Centralb. . 
RechteO.-U,-Bahn 
Rum. (400, Einz.) 
Saal-Bahn,..... 5 


SSS 


Bank- und Industrie Papiere. 


AngloDeutscheBk 
Allg. Deut. Hand. G 
Berliner Bank 
Berl. Bankverein. 
Berl. Kassen- Ver. 293/10 
Berl. Handols-Ges. 12 
Berl.Lomb.-Bank. 11½ 
Berl. Makler-Bank Il 
Berl. Prod.-Makl. B 8% 
Berl. Wechslerbk. 0 
Braunschw. Bank. 85% 
Bresl. Disc.-Bank 
Friedenthalu. Co. 10 
Bresl. Handels-G. 9 
Bresl. Maklerbank 30 
Bresl. Mkl.-Ver. B. 7 
Br. Pr.-Wechsl.-B. 12 
12 
14 
7 
7 
15 
7 


— — 
S e 
* 


Bresl. Wechslerb. 
Centralp. f. Genos. 
Coburg. Cred.-Bk. 
Danziger Priv.-Bk. 
Darmst. Creditbk. 
Darmst, Zettelbk. 


Deutsche Bank 8 


Deutsche Unionsb.] 9%, 
Disc.-Com.- A. 27 
Genossensch.-Bnk 10% 
do. junge — 
Gwb. Schuster u. C. 10 
Görlitzer Ver.-Bk. 10 
Goth. Grundered.B 9½ 
Hamb. Nordd.Bnk. 13 
do. Vereins-B. 13 
Hannov. do. 68/5 
de. Disc.-Bk. 5 
Hessische Bank 6% 
Königsb. do. .|8 
Ldw. B. Kwileckiſ— 
Leip. Cred.-Bank. 18 
Luxemburger do. 12 
Magdeburger do. 57 
Meininger do. 12 
Moldauer Lds. Bk. 4 
Närschl. Cassenv.|15 
Nordd,Grunder,B,|13 
Oberlausitzer Bk. 83/10 
Oest. Cred.-Artien 18%, 
Ostdeutsche Bank| 8 
Ostd.Product.-Bk.| 8% 
Posener Bank . 6 
Pos. Pr.-Wechsl. B. 8 
Preuss. Bank-Aet. 13 ½ 
Pr. Bod.-Or.-Act. B. 15 
Pr. Cent.-Bod,-Or.| 9% 
Pr. Credit-Anstalt|24 
Prov. Wechsl.-Bk. 7% 
Sächs. B. 600% 1,8.|12 
Sächs. Cred.-Bank ig 
Schles, Bank-Ver. 14 
Schl. Centralbank Ig 
Schl. Vereinsbank 9 
Thüringer Bank 14 
Ver.-Bk, Quistorp 19 
Weimar, Bank. 8 
Wiener Unionbk. 5 


Baugesg. Plessner. 14 
Berl. Eisenb.-Bd.A 11 ½ 
D. Eisenbahnb-G.| 0 
de.Reichs-uCo.-E.| 7%, 
Märk. Sch. Msch. G. 0 
Nordd.Papierfabr.| 8 
Westend, Com.-G.|17 


Pr. Hyp.-Vers.-Act. 16% 
Schl. Feuervers, . 17½ 


Donnersmarkhüt.| — 
Königs- u. Laurah. 29 
do. junge — 
Lauchhammer 9 
Marienhütte. . 14 
Minerva u. +. — 
Moritzhütte — 
Oschl. Eisenwerk. 11 
Redenhütte . 10 
Schl. Kohlen werk. 9 
Schles.Zinkh.-Aot.| 8 
do. St.-Pr.-Act.] 8 
Tarnowitz. Bergb,|20 
Vorwärtshütte 8 


Baltischer Lloyd. © 
Bresl. Bierbrauer.“ — 
Bresl. E.-Wagenb.| 7% 
do. ver. Oelfabr.“ 1 
Erdm, Spinnerei. 9 
Görlitz. Eisenb.-B. 0 
Hoffm's Wag.-Fab. 6 
O. Schl. Eisenb.-B. 14 
Schles, Leinenind. 9 
S. Act. Br.(Scholtz)| — 


de, Porzellan 7 
Schl. Tuchfabrikk — 
do. Wagenb.-Anst. 9 
Schl. Wollw.-Fabr. 10 


1873 
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13647 7% b 
111% 528 


104% d 


90% DG. 
47% bs 


5 


50% bad. 
118% b28. 


103 bz. 
145% G. 
121½ bz 


118 bzG. 
1506. pr. St. 
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Frankfurt a. M., 19. § chmitt br 20 Min. [Sch 
courſe.] Aal 


chluß⸗ 


z 


2 


Sehr feſt und lebhaft. 
Hamburg, 19. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 


Staats⸗Präm.⸗Anleihe 106%. Silberrente 66%. Oeſterreich. Ereditactien 
217. dio. 1860 er Looſe 97. Nordweſtbhahn 430. Pierre 731. a 
Lombarden 356. Italieniſche Rente 60. Vereinsbank 121. Laura⸗ 
ütte 167%. Commerzbank 85%. dio. II. Emiſ. —. Norddeutſche Bank 145%. 
Provinzial⸗Disconto⸗ Bank —. Anglo ⸗ deutſche Bank 58. dio. neue 


75. Däniſche Landmannbank —. Dortmunder Union 71%. Wiener Union⸗ 


bank —. 64er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe — 66 er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe — 
Amerikaner de 1882 94%. Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 75 Rhein. Een bahn 


Stamm⸗Actien 133%. Bergiſch⸗Märkiſche 9514. Disconto 214 pCt. — Feft. 


2 Hamburg, 19. Februar. [Getreidemarkt.] Weizen und Roggen loco 

„flau, auf Termine ruhig. Weizen 126 Pfd. pr. Febr. 1000 Kilo 10 252 
Br., 250 Gd., pr. Februar⸗März pr. 1000 Kilo netto 252 Br., 250 Gd., 
pr. April⸗Mai pr. 1000 Kilo netto 262 Br., 261 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 
1000 Kilo netto 262% Br., 261% Gd. — Roggen pr. Februar 1000 Kilo netto 


194 Br., 192 Gd., pr. Februar⸗März 1000 Kilo netto 194 Br., 192 Gd., pr. 
April⸗Mai 1000 Kilo netto 188 Br., 187 Gd., pr. Mai⸗Juni 1000 Kilo 
netto 189 Br., 187 Gd. — Hafer und Gerſte feſt. Rüböl ſtill, loco 62, pr. 


Mai 62½, pr. October pr. 200 Pfd. 65. — Spiritus ruhig, pr. Februar 55, 
pr. April Mai 56, pr. Auguſt⸗September per 100 S 100 Kalle 


etwas beſſer, Umſatz 1500 S. — Petroleum ftill, Standard white loco 13 
30 Br., 13, 20 Gd., pr. Febr. 13, 20 Gd., pr. Auguſt⸗December 15, 60 Gd. 
„Hamburg, 19. Februar. [Abendborſe.] 8 Uhr 30 Min. Oeſterr. 
Silberrente 65%. Amerikaner 94%. Italiener —. Lombarden 355, 50, 
Deiterr. Credit⸗Actien 217, —. Oeſterr. Staatsbahn 731. Oeſterr. 
Nordweſtbahn —, —. Anglo⸗Deutſche B. —. junge —. Hamb. Commerz⸗ 
u. Disc. Bank —. Rhein. e —, —. Berg.⸗Märk. —. 
Köln⸗Mindener —, —. Laurahütte 167, 25. Dortmunder Union 71, 
Anm, 63%, Norddeutſche —, —. Packetfahrt —, — Transatlantiſche 


Feſt. 

Liverpool, 19. Februar, Vormittags. Baumwolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Unverändert. A 17000 5) 
davon 16,000 B. amerikaniſche, — B. braſilianiſche. 


Liverpool, 19. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 


Umſatz 12,000 B., davon für Speculation und Export 2000 Ballen. — 
Unverändert, ſchwimmende ruhig. 
Middl. Orleans 8%, middl. amerikaniſche 8, fair Dhollerah 5%, 


middl. fair Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 37, 


fair Bengal 4, fair Broach 5%, new fair Oomra 544, good fair Oomra 

6%, fair Madras 5%, fair Pernam 8%, fair Smyrna 64% fair Egyptian 8%. 
Upland nicht unter good ordinary Februar⸗März⸗Verſchiffung 7% D 

99 S 19. Februar. [Roheiſen.] Mixed numbers warrants 


Weizen pr. November 350, pr. Mai 377. — Roggen pr. Mai 3 


Amſterdam, 19. Februar, Nachm. [Getreidemarkt] (Schlußbericht) 
78. | 
Antwerpen, 19. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide 


markt.] (Schlußbericht.) Weizen weichend, däniſcher 36%. Rogge 
Petersburg 24. Hafer unverändert, Archangel 23%. G A ſte 1 5 n mat, 


en 


Antwerpen, 19. Februar. et] (Schlußbericht.) Raffi⸗ 


nirtes Type weiß, loco 3214 


ez. u. Br., pr. Februar 32 bez., 32% Br, 


Be 100 Br., pr. September 36% Br., per September.⸗December 


12 1 1 Februar. [Petroleum.] Ruhig. Standard white loco 
London, 19. Februar. Mittwochs⸗Wolle⸗Verſtei erun Ruhiger. Auſtra⸗ 
liche eden Sigg bier a en Dee ee 


Telegraphiſche Witterungsberichte vom 19. Februar. 


Bar. T Abweich. Wind⸗ 8 
Ort. io deum. ; ‚Allgemeine 
% 155 Reaum. Mittel. ee Himmels⸗Auſicht. 


Auswärtige Stationen: | 
8 Hayaranda]335,1| 0,3 S. ſchwach. Nebel. 
8 Petersburg 335,6 — 1 SO. ſchwach. bedeckt. 


8 Riga 1 
8 Moskau 333,0 — 


4 —.— 
3,3 — SW. ſtark. bedeckt. 
8 Stockholm 334,2 — 0,44 — W. ſchwach. Nebel. 
8 Skudesnäs— — = ET = 
8 Gröningen 335,3 1580 — SW. ſtille. bewölkt. 
6 Helder 5,8 3,80 — W. z. NW. ſchw.“ — 
8 Hernöſand 334,9 03) — PWindſtille. bedeckt. 
8Chriſtianſd.“ — — — — — 
Paris =: = > == 
Morg. 5 Preußiſche Stationen: 
6. Memel 332, 1,0 3,6 JW. ſchwach. bedeckt, Schnee. 
7 Königsberg 333, 0,6 3,6 SW. ſchwach. bedeckt, Nebel. 
6 Danzig 333,8 0,2 177 — bedeckt. 
7 Cöslin 334,3 2,1 38 W. mäßig. bedeckt. 
6 Stettin 334,7 1,2] 24 WSW. ſchwach. heiter. 
6 Putbus 333,8 23] 42 W. ſchwach. bedeckt. 
6 Berlin 334,0 0,7 1,4 S. ſchwach. heiter. 
6 En 330,6 1,0 33 W. ſ. ſchwach. heiter. 
6 Ratibor 326, 0,6 4,7 SW. ſchwach. trübe. 
6 Breslau 330,0 1,1 3,1 W. ſchwach.“ trübe. 
Torgau 332, — 1½— 0,4 NW. wach heiter. 
6 Münfter 331/½ 0,2 1,3 SW. ſchwach. dichter Nebel. 
6 Koln 354,5 16) 0,7 Sed. ſchwach. trübe. 
6 Trier 339,9 128 2,4 SW. mäßig. trübe. 
7 Flensburg333,2 3,8] — ISW. ſchwach. bedeckt. 0 
6 Wiesbaden 331,1 0,0“ — NW. ſchwach. bedeckt. 


Das 5. Stück des Reichs⸗Geſetzblattes enthält unter Nr. 986 die Ver⸗ 
ordnung, betreffend die Ergänzung der Klaſſifikgtion der Reichsbeamten nach 
Maßgabe des Tarifs zu dem Geſetze vom 30. Juni 1873 über die Bewilli⸗ 
gung von Wohnungsgeldzuſchüſſen, vom 3. Januar 1874; unter Nr. 987 
die Verordnung, betreffend die Ausführung des Geſetzes vom 1. Juni 1870 
über die Abgaben von der Flößerei, vom 3. Febr. 1874; und unter Nr. 988 
die Bekanntmachung, betreffend die Ernennung eines Bevollmächtigten zum 
Bundesrathe, vom 31. Januar 1874. ; 


Die Beerdigung des Kaufmanns 0 Ian. 
Ludwig Grempler findet Sonnabend Langer 8 Clavier Inst., 
Nachmittag 3 Uhr ſtatt. Tauentzienstr. 22, [1767] 

Trauerhaus: Neumarkt 25. eröffnet den 2. März neue Curse. 


* 


f Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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